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Wo das Kreuz am 22. September auf alle Fälle hingehört, zeigt uns der 
antifaschistische „Musterwähler“ auf dem Flugblatt, das die VVN-BdA zum 
Bundestagswahlkampf veröffentlicht. Wir geben zwar keine Wahlempfehlung 
für die eine oder andere Partei ab, wollen damit aber schon deutlich machen, 
was antifaschistische Positionen bei der Bundestagswahl sind. Unser Flug¬ 
blatt ist auf den Seiten 9 und 10 dieser „ar“ als Kopiervorlage abgedruckt. Wir 
bitten um rege Nutzung und Verbreitung (zum Thema außerdem: Der Artikel 
„Antifaschistische Positionen zur Bundestagswahl“ auf Seite 4). 


W enn „ein Fortuyn, wenn ein Schill in 
zwei der reichsten Kommunen Eu¬ 
ropas triumphieren, wenn das wohlhäbi- 
ge Österreich sich Haider, das boomen¬ 
de Norditalien sich Berlusconi in die Arme 
wirft, zeigt dies, dass im sozialen Gefüge 
unserer Gemeinwesen etwas fundamen¬ 
tal ins Rutschen gekommen ist” schreibt- 


Drift nach rechts? 

Zur Entwicklung in Europa 


die FAZ am 21.02.02, die Zeitschrift „So¬ 
zialismus” schließt sich an und auch wir 
können nicht widersprechen. 

Hätte es dazu noch eines Beweises be¬ 
durft, seit dem Erfolg des französischen 
Faschisten Le Pen bei den Präsident¬ 
schaftswahlen im April und Mai des Jah¬ 
res (18,04 Prozent im zweiten Wahlgang) 
ist der Befund eindeutig. Die Reaktionen 
der verschiedenen Repräsentaten der 
Rechtsentwickung in Europa auf diesen 
Erfolg machen jedoch auch deutlich, dass 
Differenzierungen angebracht sind. 

Le Pens Front National, die MPR („Repu¬ 
blikanische Volksbewegung”) seines ehe¬ 
maligen „Kronprinzen” Bruno Megret, der 
belgische Vlaams Block, der zu beiden 
enge Beziehungen unterhält, die italieni¬ 
sche Alleanza Nazionale des Mussolini- 
Verehrers Gianfranco Fini und die regio- 
nalistische Lega Nord des Umberto Bos- 
si und schließlich auch - zunehmend 
deutlich - Haiders FPÖ sind ebenso dem 
historischen Faschismus verbunden wie 
die British National Party und die deut¬ 
schen „Republikaner”, DVU und NPD. 
Sie sind als Wahlparteien der parlamen¬ 
tarisch orientierte Flügel jeweils größerer 
faschistischer Bewegungen, deren an¬ 
deres Ende der Skala die militant-terro¬ 
ristische Szene besetzt. 

Davon sind rechtspopulistische Parteien 
zu unterscheiden, die in Norwegen (Fort¬ 
schrittspartei, 2001: 14 %), Dänemark 
(Dän. Volkspartei, 2001: 12 %), Holland 
(Liste Fortuyn, 2002: 17 %) und der 
Schweiz (Schweizer Volkspartei, 1999: 
22%) ebenso Erfolge feiern wie die Schill- 
Partei (bis auf Weiteres?) in Hamburg. 
Diese Parteien sind stark von den unter¬ 
schiedlichen nationalen und regionalen 
Umständen geprägt, in denen sie mehr 
oder weniger spontan entstanden sind. 
Ökonomisch setzen diese Parteien eher 


auf den Ultraliberalismus des Marktes als 
auf den faschistischen Kult des autoritären 
Staates und seines Korporatismus. Regio¬ 
nale oder lokale Eigenheiten sind ihnen 
näher als die rassistische Konstruktion ei¬ 
ner Nation. Sie erkennen die Spielregeln 


der parlamentarischen Demokratie ohne 
Einschränkung an. Gleichwohl rufen sie 
nach der Repression des „starken Staa¬ 
tes”, mit der „Unsicherheit” und „Krimina¬ 
lität” bekämpft werden sollen, beides pro- 
Fortsetzung auf Seite 3 
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VVN-BdA - Aktivitäten 


Bundeskongress 2002 

Gemeinsam gegen Neofaschismus und Rassismus 

Achtung Ortsänderung: Der Bundeskongress wird nicht wie in der letzten AR angekündigt im Hotel 
AMON stattfinden, sondern im Kongress-Hotel Rahnsdorf in Berlin-Köpenick 
(Fürstenwalder Damm 880, 12589 Berlin-Köpenick). 

Kongressbeginn: Donnerstag, 3. Oktober, 14.00 Uhr 

Kongressende: Samstag, 5. Oktober, 13.30 Uhr. 

Infobörse: Erstmals werden sich rund 250 Delegierte aus allen Teilen der Bundesrepublik Deutschland bei diesem 
Kongress treffen. Deshalb soll die Veranstaltung genutzt werden, um Informationen, Materialien und Erfahrungen 
auszutauschen. Kreis- oder Landesvereinigungen, die mit einem Infotisch ihre Arbeit präsentieren wollen, sollten 
sich unbedingt bis zum 20. September in der Bundesgeschäftsstelle melden. Einzelne Broschüren, Bücher etc. 
können über den Büchertisch des Bundesverbandes angeboten werden. (Bitte eine Preisliste für die Materialien 
mitbringen!) Ausstellungswände für die Darstellung der eigenen Arbeit in Form von Fotos, Flugblättern etc. werden 
vorhanden sein. 

Der Kongress ist mitgliederöffentlich! Besonders interessant wird sicher die Podiumsdiskussion mit 
Gästen aus mehreren europäischen Ländern am zweiten Konferenztag über die (Wahl-)Erfolge neofaschis¬ 
tischer und rechtspopulistischer Parteien in Europa sein. 


D ie Vorbereitung des VVN-Bundeskon- 
gresses 2002 und des unmittelbar 
darauf folgenden Vereinigungskongres¬ 
ses (von VVN und VVdN) beschäftigten 
die Bundesorganisation und dabei natür¬ 
lich ganz besonders unsere Bundesge¬ 
schäftsstelle bereits in ganz erheblichem 
Ausmaß. 

Es sind nicht nur die notwendigen organi¬ 
satorischen Vorbereitungen und Vorar¬ 
beiten zu leisten, insbesondere geeignete 
Tagungs- und Übernachtungsstätten zu 
finden und zu verpflichten, die notwendi¬ 
gen Vorbereitungen für den Ablauf der 
beiden Kongresse, sondern auch die Ein¬ 
beziehung der Kreis- und Landesvereini¬ 
gungen in den notwendigen Informations¬ 
und Kommunikationsfluss sicherzustellen. 

Da wir im Oktober nicht nur unseren sat¬ 
zungsgemäßen Bundeskongress zu ab¬ 
solvieren haben, sondern unmittelbar im 
Anschluss daran auch den Verschmel- 
zungs- und Vereinigungskongress von 
VVN-BdA(West) und VVdN-BdA(Ost) - 
der zugleich der Gründungskongress der 
gemeinsamen VVN-BdA sein wird -, müs¬ 
sen die notwendigen Vorbereitungen dafür 
natürlich in Absprache und Übereinstim¬ 
mung mit unseren ostdeutschen Partnern 
getroffen werden. 

Die Bundesorganisation hat damit fak¬ 
tisch einundeinhalb Bundeskongresse 
vorzubereiten, zu organisieren und ihre 
Durchführung zu gewährleisten. Für un¬ 
sere Ein-Mann-Bundesgeschäftsstelle in 
Hannover und damit für unseren Bundes¬ 
geschäftsführer Klaus Harbart ist das eine 
immense Aufgabe und große Belastung. 
Wo immer möglich, sollten und müssen 
wir ihn dabei unterstützen. 

Zur Vorbereitung des Vereinigungskon¬ 
gresses gehört auch die weitere Bearbei¬ 
tung der im Entwurf fertiggestellten und 


vorliegenden Dokumente für den Zusam¬ 
menschluss: die gemeinsame Politische 
Grundsatzerklärung, die Satzung der ge¬ 
meinsamen Organisation und der Ver¬ 
schmelzungsvertrag. 

Die vom Bundesausschuss eingesetzte 
Arbeitsgruppe hatte gemeinsam mit dem 
ostdeutschen Partnerverband die ersten 
vorliegenden Änderungs- und Ergän¬ 
zungsvorschläge zu behandeln. Das ist 

Aus der Bundesorganisation 

I Auf dem Wege 
zur Vereinigung 

rechtzeitig geschehen und ermöglichte es 
der 6. ordentlichen Delegiertenkonferenz 
des VVdN-BdA, die am 25.Mai 2002 in 
Berlin stattfand, den vorliegenden Papie¬ 
ren und damit dem Vorhaben der Vereini¬ 
gung zuzustimmen. Das einmütige Vo¬ 
tum der Vertreter/innen der Mitgliederor¬ 
ganisationen des ostdeutschen Verban¬ 
des VVdN-BdA war eine wichtige Wei¬ 
chenstellung für die Vereinigung. 

Über zwei Jahre hatten Arbeitsgruppen 
und die Teilnehmer gemeinsamer Dis- 
kussions- und Arbeitskonferenzen beider 
Verbände an den erforderlichen Voraus¬ 
setzungen für die Vereinigung gearbeitet. 
Der Stand dieser Vorbereitungen wurde 
immer wieder im Bundesausschuss erör¬ 
tert und dazu die erforderlichen Beschlüs¬ 
se gefasst. 

Noch bis zum 27. Juli konnten in beiden 
Verbänden Anträge und Stellungnahmen 
zu den vorliegenden Satzungs- und Ver¬ 
tragsentwürfen eingebracht werden. Die 
gemeinsame Satzungskommission wird 
sie behandeln und in die Vorlagen einbrin- 
gen, soweit sie den gemeinsamen Intenti¬ 
onen und dem Kompromisscharakter, der 
den erzielten Ergebnissen zugrunde liegt, 


nicht zuwiderlaufen. 

Das endgültige Votum werden die Dele¬ 
giertenkonferenzen beider Verbände am 
Vorabend des Verschmelzungskongres¬ 
ses zu fällen haben. Dabei müssen alle 
Beteiligten darauf achten, dass wortglei¬ 
che Beschlüsse gefasst werden. So ist es 
vom Gesetz hervorgeschrieben und muss 
es auch notariell beglaubigt werden. 

In unserem Wollen und unserer Zielset¬ 
zung stimmen wir vollauf überein. In der 
langen Zeit der Vorarbeiten ist ein Klima 
der vertrauensvollen Zusammenarbeit und 
des kameradschaftlichen Umgangs er¬ 
reicht worden, dass es uns - gerade auch 
angesichts der grundsätzlichen Überein¬ 
stimmung - ermöglichen wird, auch schwie¬ 
rige juristische Erfordernisse, wie die wort¬ 
gleichen Beschlussfassungen mit jeweils 
Dreiviertelmehrheit, zu bewältigen. 

Ausgangspunkt und Ziel aller unserer 
Bemühungen ist es, dass wir unsere Ar¬ 
beit künftig gemeinsam und dadurch noch 
wirkungsvoller leisten können. 

P.C.Walther 
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Fortsetzung von Seite 1 ^QhtS? 


pagandistisch eng verbunden mit der An¬ 
wesenheit von Migranten oder Repräsen¬ 
tanten „fremder” Kulturen. 

In der Juni-Ausgabe des britischen Antifa- 
Magazins „Searchlight” erklärt Graeme 
Atkinson den Erfolg der Rechtspopulisten 
so: „Fortuyn beispielsweise hatte wenig 
zur ökonomischen Entwicklung der Nie¬ 
derlande zu sagen aber er sprach ganz 
ausgezeichnet über ,die Haus-Preise‘. Und 
für die meisten Leute werden auf solche 
Weise Wirtschaftsthemen wie Staatsver¬ 
schuldung, gemeinsame Agrarpolitik, In¬ 
flationsrate und Bruttoinlandprodukt per¬ 
sönlich verstanden. Verliere ich meine 
Arbeit? Kann ich ein Haus für meine Fami¬ 
lie kaufen? Was kostet der Unterhalt des 
Autos? Geht mein Hof pleite? Wer sorgt 
dafür, dass in meine Wohnung nicht aus¬ 
geraubt wird? Das sind grundlegende Fra¬ 
gen des .Mikrokosmos 1 , die von den politi¬ 
schen Eliten, die mit dem .Makrokosmos 1 
beschäftigt sind, außer Acht gelassen 
werden. 

Populisten, die eine liberale Haltung zu 
manchen Themen mit Hardliner-Positi¬ 
onen gegen Kriminalität und Migration 
verbinden, haben es leicht, sich als 
diejenigen zu präsentieren, die mit den 
Veränderungen der modernen Welt und 
den Gefühlen der von diesen Verände¬ 
rungen Gebeutelten gleichermaßen 
vertraut sind. Hingegen werden die 
Faschisten allgemein als dogmatisch 
und überholt wahrgenommen, ihr Ras¬ 
sismus und Antisemitismus gelten als 
gesellschaftlich unakzeptabel und his¬ 
torisch blutbesudelt. Das bietet keine 
attraktive Aussicht. Wer will schon wirk¬ 
lich Polen überfallen? 

Ein wesentliches Ergebnis der gegenwär¬ 
tigen Entwicklung ist, dass der Populis¬ 
mus, der bisher wesentlich eher als Ein- 
Punkt-Protest in Erscheinung getreten ist, 
sich genau deshalb anschickt ein festerer 
Bestandteil der politischen Landschaft zu 
werden, weil die traditionelle Rechte und 
Linke sich unaufhaltsam in die Mitte bewe¬ 
gen und insbesondere die ehemals gro¬ 
ßen Mitgliederparteien der Linken sich zu¬ 
gunsten des Medienspektakels von akti¬ 
vem Wahlkampf in den Wohngebieten ver¬ 
abschiedet haben. 

Kein Wunder, dass Wähler sich abgemel¬ 
det und um ihr Wahlrecht gebracht fühlen 
und wenig Sinn in der Stimmabgabe se¬ 
hen oder - noch schlimmer - ihre Stimme 
Faschisten oder Populisten geben.” Jür¬ 
gen Bischoff und Bernhard Müller machen 
in „Sozialismus” (6/2002) den „Bankrott 
derbisher dominierenden bürgerlichen und 
Mitte-Links Kräfte” und die „Verunsiche¬ 
rung größerer Teile der Bürgerinnen über 
die Gefährdungen und Fehlentwicklungen 
im globalisierten Kapitalismus” als Ursa¬ 
chen für den Aufstieg des Rechtspopulis¬ 
mus aus. Wesentlich sei die entscheiden¬ 
de Veränderung der politisch-ökonomi¬ 


schen Grundlage: Die kapitalistische De¬ 
mokratie ist gekennzeichnet durch einen 
chrakteristischen Spannungszustand, der 
auf der Trennung des politischen und öko¬ 
nomischen Kommandos beruht. ... Die 
Herausbildung des Aktionärskapitalismus 
und die damit einhergehenden Verschie¬ 
bung in den ökonomisch-sozialen und po¬ 
litischen Kräfteverhältnissen führen zu 
einer folgenreichen Veränderung dieses 
Spannungszustands. ... In der Folge 
kommt es zu einer Neujustierung der 


Le nouveau Scandale du 



tll.Lool 


LA BETE 
MORTE !!! 


Französisches Flugblatt gegen Le Pen: 
„Die Bestie lebt.“ 


Staatsfunktionen: Ab- und Umbau des 
Sozialstaats, Ausbau des Sicherheitsap¬ 
parates, Abbau demokratischer Rechte, 
schrankenlose Freiheit fürden Kapitalver¬ 
kehr.” 


Mit der Unfähigkeit einer deutlichen Mehr¬ 
heit der Bevölkerung die damit verbunde¬ 
ne Erfahrung von Ohnmacht auf ihre ge¬ 
sellschaftlichen und ökonomischen Ursa¬ 
chen zurückzuführen “wächst auch die 
Bereitschaft, eine immer rigidere Kontroll- 
und Repressionspolitik zu unterstützen. 
Eine Politik, die auf .Ungleichheit als An¬ 
triebsmechanismus 1 und Beschränkung 
der Freiheitsrechte zur Lösung der gesell¬ 
schaftlichen Probleme setzt, verstärkt 
daher die Tendenzen hin zu einer autori¬ 
tären Ordnung und bereitet den Nährbo¬ 
den für rechtspopulistische Bewegungen 
und Parteien. ...Durch die Deregulierung 
während der 1980er und die veränderten 
Tendenzen in der Einkommensverteilung 
ist der erreichte Grad an zivilisatorischer 
Entwicklung zurückgenommen worden. 

Antisemitismus, Rassismus und eine 
wachsend Präferenz für ,law and Order 1 
sind die Sendboten einer autoritären Ord¬ 
nung, die aus den demokratischen Ge¬ 
sellschaftsstrukturen hervorwächst. Die 
Vorstellung, ein Teil der Gesellschaft 
müsse aus Parasiten bestehen - seien es 


die Armutsmigrantlnnen, die Gesetzlosen 
oder auch einfach nur die Leistung ver¬ 
weigernden .Sozialschmarotzer 1 -, entsteht 
vordem Hintergrund eines massiven Leis¬ 
tungsdrucks und wachsender Schwierig¬ 
keiten bei der Bewältigung der alltägli¬ 
chen Existenz. ... 

Charakteristsch für den Rechtspopulis¬ 
mus sind sicherlich der Frontalangriff auf 
die Strukturen der gesellschaftlichen Wil¬ 
lensbildung und die politische Klasse und 
das Versprechen, über eine Aufwertung 
von Familie und Nation die gesellschaftli¬ 
chen Widersprüche aufzuheben und so 
die Lebenslage der .kleinen Leute 1 zu sta¬ 
bilisieren ohne auf den Markt als zentra¬ 
les Steuerungsinstrument zu verzichten.” 
Was also ist zu tun? Die Differenzierung in 
Faschisten und Rechtspopulisten erfor¬ 
dert differenzierten Umgang: 

In Hinblick auf Faschisten gilt, dass 
Faschismus keine Meinung, sondern 
ein Verbrechen ist. Diese Einschätzung 
ist auch Grundlage einer Resulution, 
die die Front Antifasciste Europeen im 
Juni 2002 in Brüssel verabschiedet hat, 
und mit der in ganz Europa Unterschrif¬ 
tenkampagnen gesammelt werden, um 
die nationalen Regierungen und die 
EU-Gremien aufzufordern, faschisti¬ 
sche Parteien zu verbieten. Die gesell¬ 
schaftliche Isolierung dieser Kräfte und 
die Mobilisierung gegen ihr Erstarken 
bleiben notwendige und richtige Stra¬ 
tegien. 

Schwieriger ist die Auseinandersetzung 
mit den Rechtspopulisten, die an der Ab¬ 
sage an Emanzipation, Toleranz und So¬ 
lidarität gerade durch diejenigen, die sich 
jahrzehntelang als deren politische Re¬ 
präsentanten präsentiert haben, anknüp¬ 
fen. Es ist Bischoff/Müller zuzustimmen, 
wenn sie dazu feststellen: 

“Bloßer Anifaschismus reicht nicht. Durch 
Aufklärung ist dem massiven Vorurteil zu 
begegnen, ganze soziale Schichten wür¬ 
den sich auf Kosten der arbeitenden Ge¬ 
sellschaftsschichten .durchfressen 1 . 
Gleichzeitig gilt es deutlich zu machen, 
dass eine neue Qualität von sozialer Steu¬ 
erung des gesellschaftlichen Wandels 
möglich ist, die sowohl die Fehler des 
gescheiterten Staatsetatismus wie auch 
des alten sozialdemokratischen Wohl¬ 
fahrtsstaats überwindet. ... Ohne weitrei¬ 
chende Eingriffe in die Verteilungsstruk¬ 
turen, die Abschöpfung von Geld- und 
Vermögenseinkommen, wird eine solche 
Reform, die den Menschen Mitwirkung 
und Teilhabe am gesellschaftlichen Wan¬ 
del und soziale Sicherheit bringt, nicht zu 
haben sein.” 

Die massenhafte Teilnahme von Antifa¬ 
schistinnen an der Demo „Für einen Poli¬ 
tikwechsel” am 14. September in Köln ist 
in diesem Sinne ein Beitrag zum Bohren 
eines ganz dicken Bretts. Cornelia Kerth 
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Für eine andere 
Politik - Demo 
am 14. September 
in Köln 

nhaltende Arbeitslosigkeit, Sozialab¬ 
bau und Sozialdumping, die damit ver¬ 
bundene Perspektivlosigkeit, Zukunfts¬ 
angst und Unterdrückung sind auch Was¬ 
ser auf die Mühlen der Rechtsextremisten 
und Rechtspopulisten. Horst Schmitthen- 
ner, Vorstandsmitglied der IG Metall, for¬ 
mulierte es so: 

“Die zunehmende Existenzunsicherheit, die 
bis tief in die Mitte der Gesellschaft reicht, 
droht auch in Deutschland den Resonanz¬ 
boden für rassistische und rechtspopulisti¬ 
sche Scheinlösungen zu verbreitern”. 

Das ist gerade auch aus antifaschistischer 
Sicht ein maßgebender Anlass, Initiativen 
zu unterstützen und zu fördern, die sich 
gegen Sozialabbau richten und für eine 
alternative Politik eintreten. 

Ein Bündnis vornehmlich von Gewerkschaf¬ 
tern und Wissenschaftlern hat entspre¬ 
chende Forderungen und Vorschläge er¬ 
arbeitet. 

Diese Initiative hat u.a. einen Aufruf für die 
Schaffung von einer Million Arbeitsplätze 
auf den Weg gebracht. Dahn heißt es:“Wir 
brauchen eine neue Politik für Arbeit, Um¬ 
welt und soziale Gerechtigkeit... Wir for¬ 
dern öffentliche Zukunftsinvestitionen für 
Bildung und sozialen Fortschritt, für Um¬ 
welt- und Klimaschutz. Damit können schon 
kurz- und mittelfristig übereine Million neue 
Arbeitsplätze geschaffen werden.” 

Für den Aufruf, in dem diese Forderungen 
detailliert erläutert sind, werden bundes¬ 
weit Unterschriften gesammelt. Ebensofür 
einen Appell “Gesundheit ist keine Ware!”, 
der sich gegen Sozialabbau im Gesund¬ 
heitswesen richtet. 

Und was nicht weniger wichtig ist: Am 14. 
September werden Gewerkschaftsjugend, 
Attac und die Initiative für einen Politik¬ 
wechsel zusammen mit weiteren Unter- 
stützern (u.a. aus der Friedensbewegung) 
in Kölnfüreine bessere Politikdemonstrie¬ 
ren. 

Auch diese Aktion verdient unsere volle 
Unterstützung. 

Das Memorandum für einen Politikwech¬ 
sel, der Aufruf für 1 Million Arbeitsplätze 
und der Appell „Gesundheit ist keine Ware!” 
sind erhältlich bei der „Initiative für einen 
Politikwechsel”, Friedens- und Zukunfts¬ 
werkstatt e.V. c/o Frankfurter Gewerk¬ 
schaftshaus, Wilhelm-Leuschner-Straße 
69-77, 60 329 Frankfurt am Main. Tel. 069 
/2424 9950; Fax: 069/2424 9951. E-mail: 
Frieden-und-Zukunft@t-online.de 


A us den Erfahrungen der Zeit nach der 
Bundestagswahl 1998 haben wirfest- 
stellen müssen, dass ein Regierungs¬ 
wechsel noch keinen Politikwechsel be¬ 
deutet. Aus antifaschistischer Position 
gesehen, sind die Erfahrungen mit der 
rot-grünen Regierungspolitik mager bis 
deprimierend. 

Es gab Aufrufe zum Engagement gegen 
Rechtsextremismus und Ausländerfeind¬ 
lichkeit, zum „Aufstand der Anständigen”, 
aber nach kurzem Aufflackern passierte 
in diesem Bereich nicht mehr viel. Im 


Gegenteil. Antifaschisten werden von re¬ 
gierungsamtlichen Stellen, siehe Verfas¬ 
sungsschutzamt, weiterhin diffamiert. Vor 
allem Obergerichte geben Neonazis Auf¬ 
marsch- und Betätigungsfreiheit und im 
Regelfall räumt Polizei für Neonazis die 
Straße frei. 

Von der Bundesregierung wurde zwar 
endlich ein Verbotsantrag gegen die 
neofaschistische NPD auf den Weg 
gebracht, aber die Praktiken des von 
einem Ministerium derselben Regie¬ 
rung beaufsichtigten Verfassungs¬ 
schutzamtes durchlöcherten mit der 
skandalösen Beschäftigung von füh¬ 
renden Neonazis als V-Leute den Ver¬ 
botsantrag. 

Beim Staatsbürgerschaftsrecht machte 
die Regierungskoalition Rückzieher, so- 
dass nur Halbheiten übrig blieben. Das¬ 
selbe gilt für das Zuwanderungsgesetz, 
von dem die regierungsamtlichen Auto¬ 
ren selbst erklärten, es solle vor allem die 
Zuwanderung reduzieren und eigentlich 
nur diejenigen ins Land lassen, die für 
deutsche Unternehmer von Nutzen sind. 
Auch hier zeigt sich, dass Rückzieher 
und Übernahme von Positionen des poli¬ 
tischen Gegners wenig nutzen. Dieser 
setzt nun erst recht nach und versucht 
erneut, mit ausländerfeindlicher und 
rechtspopulistischer Stimmungsmache 
ein Thema für sich auszuschlachten. 

Zum versprochenen Antidiskriminie¬ 
rungsgesetz ist es überhaupt nicht ge¬ 
kommen. Und anstatt mehr Demokratie - 
auch als einer wichtigen Grundlage für 
eine antifaschistisch geprägte Gesell¬ 
schaft und für Bürgerengagement - erle¬ 
ben wir mit sogenannten Sicherheitsge¬ 
setzen den Abbau demokratischer Rech¬ 
te und Freiheiten und stattdessen mehr 
Rechte für Polizei und Geheimdienste. 
Selbst das aus den Erfahrungen mit Ge¬ 
stapo und faschistischem Polizeistaat 
bestimmte Verbindungsverbot von Poli¬ 
zei und Geheimdiensten wird durchlö¬ 
chert. Die Entschädigung von Zwangsar¬ 
beitern wurde lange verschleppt. Nach¬ 
dem endlich, wenn auch insgesamt bruch¬ 
stückhaft, mit ihr begonnen wurde, konn¬ 


te nicht übersehen werden, dass für die 
Bundesregierung erklärtermaßen der 
Schutz und die Absicherung der Interes¬ 
sen der Wirtschaft, Banken und Versiche¬ 
rungen an erster Stelle stand. 

Angekündigt und versprochen hat die rot¬ 
grüne Regierungskoalition eine aktive Frie¬ 
denspolitik. Praktiziert wurde jedoch 
erstmals in derdeutschen Nachkriegs- und 
Nach-Hitler-Zeit eine wieder aktive deut¬ 
sche Kriegspolitik, der weltweite Militäre¬ 
insatz deutscher Soldaten. Für alle, für die 
nach wie vor der Grundsatz und das Ziel 


„Nie wieder Faschismus, nie wieder Krieg” 
entscheidende Bedeutung hat, ist dies eine 
gravierende politische Fehlentscheidung. 
Für viele, die vor vier Jahren einen politi¬ 
schen Wandel erstrebt und erhofft hatten, 
hat sich gezeigt: Mit Wahlen allein lässt 
sich ganz offensichtlich noch kein Wech¬ 
sel der Politik herbeiführen. Dazu bedarf 
es eines starken außerparlamentarischen 
Druckes, den diejenigen, die den Politik¬ 
wechsel wollen, selbst aufbauen und her¬ 
beiführen müssen. Als überparteiliche Ver¬ 
einigung, der Mitglieder und Anhänger 
verschiedener Parteien angehören, kann 
und wird die VVN-BdA nicht zur Wahl einer 
Partei aufrufen. Als Antifaschisten wen¬ 
den wir uns jedoch explizit gegen jede 
Unterstützung und Wahl neofaschistischer 
und rechtsextremer Parteien und Kandi¬ 
daten. Deshalb wiederholen wir unseren 
Aufruf “Keine Rechten ins Parlament!” Wir 
wenden uns ebenso entschieden gegen 
Parolen, Kampagnen und Strategien, die 
Neonazis, Rechtsextremisten und Rechts¬ 
populisten Vorschub leisten und Nährbo¬ 
den geben. So zum Beispiel, wenn ver¬ 
sucht wird, mit Ausländerfeindlichkeit im 
Wahlkampf auf Stimmenfang zu gehen. 

Im März vergangenen Jahres forderte 
der Deutsche Bundestag, als er mit 
Mehrheit den Beschluss „Gegen Rechts 
extremismus, Fremdenfeindlichkeit, An¬ 
tisemitismus und Gewalt” fasste, die 
Parteien auf, „Wahlkämpfe nicht auf dem 
Rücken von Minderheiten bzw. Men¬ 
schen anderer Herkunft zu führen”. 
Doch einige Parteien und Gruppierun¬ 
gen tun gerade das. 

Unsere Positionen in der Zeit des Wahl¬ 
kampfes sind klar und eindeutig: Wir wen¬ 
den uns gegen neonazistische und rechts¬ 
extreme Parteien und Kandidaten sowie 
gegen Politiker und politische Praktiken, 
die dem Neofaschismus und Rassismus 
Vorschub leisten. Wir wenden uns gleich¬ 
zeitig gegen Wahlverzicht, von dem in 
erster Linie die Rechten profitieren. Eine 
niedrige Wahlbeteiligung erhöht den Stim¬ 
menanteil derjenigen, die unverdrossen 
rechts wählen. Das entspricht nicht antifa¬ 
schistischen Zielvorstellungen. 

P.C.Walther 




■ Antifaschistische Positionen 
zur Bundestagswahl 







Vereinigung VVN-BdA und VVdN-BdA 
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Zu einer der erfolgreichsten Aussagen der VVN-BdA, bundesweit verbreitet, 
wurde der in Reden und auf Transparenten zitierte Slogan „Faschismus ist keine 
Meinung, sondern ein Verbrechen.“ 


N ach gründlicher Vorbereitung wird im 
Oktober dieses Jahres vollendet wer¬ 
den, was wir lange angestrebt haben: Die 
Vereinigung der beiden Organisationen 
VVN-BdA und VVdN-BdA zum gesamt¬ 
deutschen, generationenübergreifenden 
Verband von Antifaschistinnen und Anti¬ 
faschisten. 


Zusammen in einer Organisation 

Antifaschismus 

mit 

neuer Kraft 


Dass wir bislang organisatorisch getrennt 
waren, hatte damit zu tun, dass wir über 
vierzig Jahre lang in zwei unterschiedli¬ 
chen deutschen Staaten wirkten. Daraus 
ergaben sich unterschiedliche Erfahrun¬ 
gen und Eigenschaften. Gemeinsame 
Diskussionen, intensive Zusammenarbeit 
und ein Aufeinanderzugehen haben uns 
nähergebracht. Vor allem aber haben wir 
eine gemeinsame Herkunft - den einst 
gesamtdeutschen Rat der VVN - und 
gemeinsame Zielsetzungen, zusammen¬ 
gefasst in den Zielen „Nie wieder Faschis¬ 
mus, nie wieder Krieg” und dem „Aufbau 
einer neuen Welt des Friedens und der 
Freiheit”, wie es im Schwur von Buchen¬ 
wald formuliert ist, der uns nach wie vor 
eine Richtschnur ist. Nach dem Zusam¬ 
menschluss reicht unsere gemeinsame 
Organisation von Sachsen bis zum Saar¬ 
land, von Baden-Württemberg bis nach 
Mecklenburg-Vorpommern. In diesen Län¬ 
dern wurden unterschiedliche Erfahrun¬ 
gen gesammelt, auch verschiedenartige 
Mittel und Wege praktiziert. Das alles kön¬ 
nen wir heute positiv nutzen. Die dabei 
gewonnen Erfahrungen sind eine Berei¬ 
cherung unseres Wissens und Könnens. 

Wir werden an Mitgliederzahl der stärkste 
antifaschistische Verband in Deutschland 
sein. Aber was noch viel wichtiger ist: In 
unserer gemeinsamen Organisation kon¬ 
zentrieren sich wie nirgendwo anders die 
Erfahrungen aus Faschismus und Wider¬ 
stand ebenso wie Erfahrungen aus der 
Nachkriegszeit - im Widerstehen gegen 
Verdrängen, gegen Schlussstrichziehen, 
gegen Relativieren der Verbrechen des 
Nazifaschismus, gegen Rechtsentwick¬ 
lungen, für eine Welt ohne Faschismus 
und Krieg. 

Keine andere Organisation verfügt über 
ein solch hohes politisch-moralisches 
Gewicht, wie es uns die Überlebenden der 
Verfolgten des Naziregimes und des Wi¬ 
derstandes verliehen haben. Ihre Zahl 
wird allerdings immer kleiner. Angehörige 
der nächsten Generationen haben die 
Bewahrung und Anwendung des Ver¬ 
mächtnisses der Verfolgten, Nazi-Opfer 
und Widerstandskämpfer bereits in ihre 


Hände genommen. Das sichert uns die 
Zukunft. Nicht vergessen sollten wir auch 
die Erfahrungen aus Erfolgen und Ver¬ 
diensten. Denken wir deshalb auch dar¬ 
an, woran wir unseren Anteil haben: 

Der immer wieder versuchte Schluss¬ 
strich konnte bislang nicht gezogen 
werden. Zum 50. Jahrestag der Befrei¬ 
ung von Faschismus und Krieg gab es 
bundesweite Debatten und Aktivitäten. 
Die Erinnerung an die Vergangenheit 
und an notwendige Konsequenzen 
wurde gestärkt. Das zeigten auch die 
Debatten um das Holocaust-Mahnmal, 
die Goldhagen-Debatte, die Wehr¬ 
machtsausstellung, die Aktionen ge¬ 
gen die IG Farben, die Auseinanderset¬ 
zungen um „Auschwitzkeule” und Aus¬ 
chwitzlüge; die Einführung des Ge¬ 
denktages an die Befreiung von Aus¬ 
chwitz am 27.Januar als Mahn- und 
Gedenktag für die Opfer des Naziter¬ 
rors, die Aktivitäten zu diesem Tag wie 
auch zum 9. November an vielen Orten; 
die zumindest im Grundsatz durchge¬ 
setzte Entschädigung für Zwangsar¬ 
beiter; die zunehmende Thematisierung 
der Notwendigkeit des Kampfes gegen 
Rechtsextremismus, Antisemitismus 
und Rassismus; die Aktivitäten gegen 
Naziaufmärsche, die bundesweite Ver¬ 
breitung unserer Losung “Der Faschis¬ 
mus ist keine Meinung, sondern ein 
Verbrechen”; die große Nachfrage nach 
unserer Neofaschismus-Ausstellung. 

Das alles macht deutlich, dass unsere 
Anstrengungen auch Früchte getragen 
haben, dass unsere Arbeit nicht erfolglos 
geblieben ist. Das macht Mut, weiter zu 
kämpfen. 

Antifaschismus ist notwendiger denn je. 


Vorboten und Wegbereiter von Faschis¬ 
mus und Rassismus marschieren wieder 
durch die Straßen; Ideologen einer ver¬ 
derblichen Politik schütten ihr Gift in viele 
Köpfe. Dem müssen und wollen wir ent¬ 
gegentreten. Die größere, gemeinsame 
gesamtdeutsche und generationenüber- 
greifende Organisation gibt uns neue Kraft 
und Zuversicht. 

Mit der Vereinigung unserer Organisatio¬ 
nen ist der Aufbruch in eine neue Etappe 
unserer Arbeit verbunden. Geeint und 
gestärkt wollen wir für eine friedliche, hu¬ 
mane und demokratische Zukunft wirken, 
allen Bedrohungen und Gefahren von 
Neofaschismus, Rassismus und Militaris¬ 
mus entgegentreten, neue Bündnispart¬ 
ner und Mitstreiter gewinnen. 

Wir sind nicht allein. Es gibt vielfältige 
antifaschistische Aktivitäten zahlreicher 
Initiativen und Antifa-Gruppen. Viele jun¬ 
ge Menschen engagieren sich, zeigen 
Entschlossenheit und Zivilcourage. Eine 
ganze Reihe von ihnen sind sicher auch 
für unsere Organisation zu gewinnen, 
wenn wir sie davon überzeugen können, 
dass der Antifaschismus Beständigkeit 
und auch ein organisatorisches Funda¬ 
ment braucht. 

Es ist und bleibt unsere Aufgabe, die 
Vergangenheit nicht verblassen zu las¬ 
sen, damit in Erinnerung bleibt, was Fa¬ 
schismus und Krieg bedeuten, wo sie ihre 
Wurzeln haben und wie sie zu verhindern 
sind. Die Erfahrungen der Vergangenheit 
lebendig zu erhalten, ist eine der wirk¬ 
samsten Barrieren gegen die Rechtsent¬ 
wicklung. Mit vereinten Kräften werden 
wir unserer besonderen Verantwortung 
zum Antifaschismus noch wirkungsvoller 
nachkommen. Alfred Hausser/Peter Gingold 













,Neue“ VVN-BdA 



Kontakt der Generationen: VVN-BdA-Jugend zu Besuch in Frankreich. 


E s war auf halbem Wege zwischen 
1990 und 2002, als Peter Gingold 
beim Bundeskongress der VVN-BdA in 
Braunschweig respektable Bilanz zog und 
mehr Selbstbewußtsein anmahnte: „Ge¬ 
gen Verdrängen und Vergessen haben 
wir gekämpft, das Vermächtnis des Wi¬ 
derstandes bewahrt und ganz wesentlich 
dazu beigetragen, dass vor allem junge 
Menschen gegen Neonazismus und Aus¬ 
länderfeindlichkeit, gegen Nationalismus 
und Militarismus mobilisiert wurden. Auf 
all das Erreichte können wir ein bißchen 
stolz sein, das ist unser aller Verdienst. 
Ich sage es auch insbesondere, weil es in 
unseren Reihen oft an Selbstbewußtsein 
mangelt.” 

Diese optimistische Bilanz, die heute, 
sechs Jahre später, erst recht gilt, war 
damals längst nicht selbstverständlich. Die 
VVN-BdA war 1989/90 in ihre schwerste 
Krise geraten: Durch den Wegfall der 
Gelder aus der DDR mussten auf Bun¬ 
desebene alle hauptamtlich Beschäftig- 


Von der großen 

ten entlassen werden; Präsidium und Se¬ 
kretariat traten zurück, das Haus in der 
Rossertstraße in Frankfurt/M. wurde ge¬ 
räumt, die „antifaschistische rundschau” 
stellte ihr Erscheinen ein. Untergangs¬ 
stimmung. Nicht wenige hielten das Ende 
der VVN-BdA gekommen und kehrten ihr 
den Rücken. 

Man muss an diese schier aussichtslose 
Lage erinnern, um ermessen zu können, 
wieviel Engagement und Überzeugungs¬ 
kraft notwendig waren, um die VVN-BdA 
zunächst einmal zu erhalten, sie zu er¬ 
neuern, schließlich zu stabilisieren. Am 
Vorabend des Zusammenschlusses mit 
dem ostdeutschen Verband lohnt sich der 


Rückblick auf zwölf Jahre „neue VVN- 
BdA”. Denn es war in vielem eine tatsäch- 


Krise zur Fusion 


lieh neue VVN-BdA, die sich aus der 
letztlich heilsamen Krise entwickelte. 

Unter armseligen Bedingungen, ohne „Ap¬ 
parat”, in ständiger Geldnot und begleitet 
von heftigen Kontroversen um die „alte” 
VVN-BdA und die notwendigen neuen 
Weichenstellungen schälte sich sehr 
schnell heraus: An die Stelle der zentralis¬ 
tischen Führung mussten neue, basisde¬ 
mokratische Strukturen treten, die eine 
neue Offenheit und Vielfalt, Pluralismus 
für alle antifaschistischen Positionen, 
Überparteilichkeit, Verteidigung der Men¬ 
schenrechte, tolerante Streitkultur mög¬ 
lich machen. Dafür stehen bis heute ein 
vom Bundeskongress gewählter Spre¬ 


cherinnen- und Sprecherkreis und der 
Bundesausschuß, dessen Mitglieder von 
den Landesversammlungen gewählt wer¬ 
den. Darin erweist sich das politische 
Gewicht der Mitglieder ebenso wie in der 
Zusammensetzung des Bundeskongres¬ 
ses, dessen Delegierte von den Kreisver¬ 
bänden gewählt werden. Erstaunlich rasch 
- gemessen am erdrückenden Gewicht 
der materiellen und personellen Proble¬ 
me und der zunächst vergangenheitsbe¬ 
lasteten Kontroversen-wurde eine neue 
politische Handlungsfähigkeit gewonnen. 
Und hatte sich der erste Bundeskongress 
nach dem Umbruch 1990 in Düsseldorf 
noch stark mit sich selbst befassen müs¬ 
sen, so konnten zwei Jahre später beim 
Bundeskongress in Frankfurt am Main 
erste positive Entwicklungen benannt 
werden: Tendenzen des Zerfalls waren 
gestoppt, die politisch-inhaltliche Diskus¬ 
sion führte zu neuer Politikfähigkeit, an 
die Stelle des recht provisorischen „Rund¬ 
briefes” trat die neue Mitgliederzeitschrift 
„antifa-rundschau”. 

Den Druck, umgehend zu neuer Politik- 
und Bündnisfähigkeit zu finden, erzeugte 
die alarmierende „Eskalation des Neofa¬ 
schismus”. Unter diesem Titel fordert die 
VVN-BdA 1991 in einem Schreiben an 
alle Bundestagsfraktionen Gegenmaß¬ 
nahmen. SPD, Bündnis 90/Grüne und 
PDS unterstützten das Anliegen der VVN- 
BdA. Die Besorgnisse und die Mobilisie¬ 
rung großer Teile der Bevölkerung spie¬ 
gelten sich dann in den großen Demons¬ 
trationen zum 9. November. Wegweisend 
(nicht nur für die VVN-BdA) wurde und 
blieb bis heute, was Reinhard Kühnl bei 
der Marburger Kundgebung rief: „Der 
Kampf gegen Rassismus und Ausländer¬ 
feindlichkeit - das ist der Punkt, der uns 
alle einigen kann”. 

Die politische und personelle Erneuerung 
der VVN-BdA und ihre Stabilisierung be¬ 
deutete auch, dass neben dem aktuellen 
Kampf gegen Neofaschismus und Ras¬ 
sismus auch brachliegende Arbeitsfelder 
wieder besetzt werden konnten: Histori¬ 
sche Erinnerungsarbeit, Eintreten gegen 



Ehemalige NS-Verfolgte und antifaschistische Widerstandskämpfer demonst¬ 
rieren bei der Bundestagseröffnung in Berlin gegen deutsche Kriegsbeteiligung 
und für Zwangsarbeiterentschädigung. 


Zwölf Jahre „neue“ VVN-BdA 









„Neue“ VVN-BdA 
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Die alljährlichen Aktion gegen die „IG Farben in Abwicklung 1 
besonders starkes Medienecho. 


fanden stets ein 


die Abwicklung oder Umwidmung von KZ- 
Gedenkstätten, wurden zu Themen des 
Gedenkstättenkongresses im November 
1992 in Braunschweig. Zu einem weiteren 
Höhepunkt wurde das Auschwitz-Sympo¬ 
sium im November 93 in Frankfurt am 
Main aus Anlass des 30. Jahrestages des 
1. Auschwitz-Prozesses. Jahrelang not¬ 
wendig wurde das Eintreten für die Ent¬ 
schädigung von Zwangsarbeitern - ein 
Dauerthema bis heute. 

Diese Themen - und viele mehr- münde¬ 
ten in Publikationen, die zu einem Mar¬ 
kenzeichen der VVN-BdA wurden. So 
wurden Bücher und Broschüren vor allem 
zu „runden Jahrestagen” zu Fundgruben 
historischer Aufarbeitung. Das „Schwarz- 
BraunBuch” versteht sich als alternativer 
Verfassungsschutzbericht, der gro ße T ext- 
/Bildband „Zukunftsentwurf Antifaschis¬ 
mus” schreibt erstmals 50 Jahre Geschich¬ 
te der VVN-BdA. Als besonders mutiger 



Johannes Mario Simmel 1997 bei der 
zentralen Feier zum 50. Jahrestag der 
Gründung der VVN in Frankfurt am 
Main. 


Schritt zu begrü ßen ist die stark beachtete 
Fortführung der einst bei Röderberg an¬ 
gesiedelten „Bibliothekdes Widerstandes”, 
jetzt bei Pahl-Rugenstein Nachf. Auch 
„Die Bundeswehr im Kriegseinsatz” fand 
Widerhall weit über den Bereich der VVN- 
BdA hinaus - erst recht die drei von der 
Neofaschismuskommission herausgege¬ 
benen Broschüren überden „Neofaschis¬ 
mus in der Bundesrepublik”. Aus diesem 
Zusammenhang entstand die wohl be¬ 
deutendste und erfolgreichste Aktivität der 
VVN-BdA in jüngster Zeit: Die inzwischen 
in vielen Städten gezeigte und von Tau¬ 
senden Menschen besuchte Ausstellung 
„Neofaschismus in der Bundesrepublik 
Deutschland”. 

Für das stärkste Medienecho im In- und 
Ausland aber sorgten die alljährlichen 
Aktionen gegen die Frankfurter Aktionärs¬ 
versammlungen der „IG Farben in Ab¬ 
wicklung”. Als “historische Schande” kenn¬ 
zeichnete Kurt Goldstein das Fortbeste¬ 
hen dieser IG-Farben-AG und deren Spe¬ 
kulation mit den „Aktien des Todes”. 

Auf ganz andere Weise spektakulär, und 
tief bewegend gestaltete sich die Feier 
zum fünfzigjährigen Bestehen der VVN- 
BdA im Frankfurter Dominikanerkloster 
1997. Die breite öffentliche Anerkennung 
und Würdigung der VVN-BdA, die ge¬ 
wichtigen Grußworte und engagierten 
Reden bis hin zur Ansprache von Johan¬ 
nes Mario Simmel wurde für viele ältere 
Mitglieder zur Genugtuung und Bestäti¬ 
gung ihrer oft jahrzehntelangen antifa¬ 
schistischen Arbeit. Und die fast reprä¬ 
sentative Teilnahme alter und junger Mit¬ 
glieder und Freunde machte erkennbar, 
dass wir auch ein gutes Stück Zukunft mit 
einbringen in die „ganz neue” VVN-BdA, 
die nun im Oktober in Berlin entstehen 
wird. P.A. 


NPD-Verbotsverfahren 
muss stattfinden 

I mmer wieder drohen Vorgänge und 
Verschleierungsversuche über das 
Ausmaß des Einsatzes bezahlter V- 
Leute des Verfassungsschutzes in der 
neofaschistischen NPD das Verbots¬ 
verfahren zum Scheitern zu bringen. 
Im Juli wurde bekannt, dass jedes 
siebte Vorstands- und Führungsmit¬ 
glied der NPD im Dienste des Verfas¬ 
sungsschutzes steht oder gestanden 
hat. 

Das Ausmaß dieser Verbindungen von 
NPD und Verfassungsschutzdiensten 
ist erschreckend. Geradezu unerträg¬ 
lich ist es, dass Neonazis, die als 
NPD-Führungspersonal aktiv neofa¬ 
schistische Politik betreiben, gleich¬ 
zeitig im Staatsdienst stehen. Wenn 
man an die zurückliegenden jahrelan¬ 
gen Versuche gerade auch von Ver¬ 
fassungsschutzämtern denkt, neofa¬ 
schistische Umtriebe und Gefahren 
zu bagatellisieren, stellt sich die Fra¬ 
ge, ob es da nicht gegenseitige Über¬ 
einstimmungen und Abhängigkeiten 
gegeben hat. Für die Feststellung und 
den Beleg, dass die NPD neofaschis¬ 
tisch ist, bedurfte es zu keiner Zeit 
auch nur eines einzigen V-Mannes. 
Darum besteht keine Berechtigung, 
wegen der V-Leute-Skandale den 
NPD-Verbotsprozess einzustellen. 

Das Verbot jeder neofaschistischen 
Betätigung verlangt nicht nur das 
Grundgesetz, sondern auch alle un¬ 
sere Erfahrungen mit Faschismus, 
seiner Entstehung, anfänglichen Un¬ 
terschätzung und schließlich seinem 
Ausmaßan Terror. Dafürdarf es keine 
Betätigungsfreiheit mehr geben. 

P.C.W. 


■ Antifaschistisches 
Jugendtreffen 

A m Tag vor der LL-Demo findet im 
Januar 2003 im achten Jahr unser 
antifaschistisches Jugendtreffen in Berlin 
statt. Unter dem Motto : „30. Januar 1933 
- 30. Januar 2003. Nie wieder Faschis¬ 
mus- Nie wieder Krieg?“ werden bei dem 
Treffen Gespräche mit Zeitzeuginnen und 
Zeitzeugen und Arbeitsgruppen zu The¬ 
men mit geschichtlichem sowie aktuellem 
Bezug den Schwerpunkt bilden (Antise¬ 
mitismus, Rassismus heute; Demokratie¬ 
abbau -„Schily-Paket“; Jugendbewegun¬ 
gen für eine Welt des Friedens und der 
Freiheit..). Am Abend wird ein Konzert mit 
antifaschistischen Gruppen stattfinden. 

Das genaue Programm mit zeitlichem 
Ablauf wird in der nächsten Ausgabe der 
Antifa-Rundschau veröffentlicht. Flugblät¬ 
ter mit der Ankündigung können im Bun¬ 
desbüro der VVN-BdA, Rolandstr.16, 
30161 Hannover, e-mail: bundes- 
buero@vvn-bda.de vorbestellt werden. 
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Rechtsentwicklung 


Eine „Normalität“, die Angst macht 

Anmerkungen von Peter Gingold zur Rechtsentwicklung in Deutschland 


D ie Rechtsentwicklung in Deutschland 
geht Hand in Hand mit der Entsor¬ 
gung der Nazivergangenheit. Die Bun¬ 
desrepublik ist dabei, sich vom Nach- 
Hitler-Deutschland endgültig zu verab¬ 
schieden; sie sieht sich auf dem Wege zur 
„Normalität”. 

Versuche, die deutsche Geschichte zu 
entsorgen und sich von den Ergebnissen 
des 

Faschismus zu befreien, gab es bereits in 
den ersten Jahrzehnten nach 1945. Franz- 
Josef Strauß in den sechziger Jahren: 
„Ein Volk, das solche wirtschaftlichen Leis¬ 
tungen vollbringt, wie das deutsche Volk, 
hat endlich ein Recht darauf, nichts mehr 
von Auschwitz hören zu müssen”. In den 
80er Jahren lösten die Versuche konser¬ 
vativer Historiker, Auschwitz als Nachah¬ 
mung der GULAGs aus Stalins Zeiten zu 
relativieren, die Historikerdebatte aus. 

Als sich mit der Wende 1989 die Aussicht 
auf freie Fahrt für eine neue deutsche 
Großmachtpolitik eröffnete, schien es um 
so dringlicher, sich vom Ballast der Ver¬ 
gangenheit zu befreien. Der damalige 
Verteidigungsminister Ruppert Scholz sah 
die Chance, die Vorkriegsverhältnisse von 
1914 wieder herzustellen, vor allem im 
Hinblick auf eine Liquidation Jugoslawi¬ 
ens. Der ehemalige Bundespräsident 
Roman Herzog meinte, man müsse sich 
davon verabschieden, alles per Scheck 
regeln zu können. Es gelte vielmehr, 
nunmehr auch „Leib und Leben für deut¬ 
sche Interessen” einzusetzen. Der ehe¬ 
malige Generalinspekteur der Bundes¬ 
wehr, Naumann, definierte die deutschen 
Interessen als „freien Zugang zu den 
Märkten und Rohstoffen”. 

Die Asyldebatte anfangs der 90er Jahre 
sollte endlich das „Relikt” aus der Nach- 
NS-Zeit beseitigen. In der Folge nahmen 
die Mord- und Brandanschläge auf Flücht¬ 
linge und Ausländer dramatisch zu. Von 
regierenden Politikern kamen Worte wie 
„Asylantenflut”, „drohender Überfüllung”, 
„das Boot ist voll”. Damit wurde den Neo¬ 
nazis Auftrieb verschafft und gewisser¬ 
maßen das Benzin für die Brandsätze auf 
Asyl- und Ausländerheime geliefert. 

Im Verlauf der ideologischen Rechtsent¬ 
wicklung kam vieles zu tage: der alles 
überragende „Standort Deutschland”, die 
„deutscher Leitkultur”, der „Stolz, ein Deut¬ 
scher zu sein”, und schließlich auch die 
Parole „Kinder statt Inder”. Die hessische 
CDU zeigte, wie man mit dem Schüren 
von Fremdenangst und -hass Wahlen 
gewinnen kann. Nach dem 11 .September 
wurden die Muslime zur „Bedrohung der 
Sicherheit” Es ist sicher kein Zufall, dass 
nunmehrdie „Vertreibung der Deutschen” 
zum öffentlichen Thema , dass das 
Deutschland der Täter zum Deutschland 
der Opfer gemacht wird. Mit dem Ruf nach 


Beseitigung der Benesch-Dekrete soll die 
Nachkriegsordnung beseitigt werden. Wir 
sind bereits wieder mitten in einer Kriegs¬ 
ordnung. Aus dem Grundsatz „Von deut¬ 
schem Boden soll nie wieder Krieg ausge¬ 
hen” wurde die Zielsetzung „Nie wieder 
Krieg ohne uns”. Jetzt sorgen deutsche 
Soldaten für „Frieden und Ordnung” in 
allen Teilen der Welt. Das soll eine Wie¬ 
dergutmachung dessen sein, was das 



Neonazis beim Aufmarsch gegen die 
erste Fassung der Wehrmachtsaus¬ 
stellung. Auch nach deren Überarbei¬ 
tung marschieren sie wieder-mit brau¬ 
nen Losungen und unter Polizeischutz. 

Nazireich über die Völker brachte. Ebenso 
zynisch ist es, Militäreinsätze und Kriegs¬ 
handlungen mit angeblicher Verantwor¬ 
tung zur deutschen Geschichte, mit „Nie 
wieder Auschwitz” begründen zu wollen 
und so die Toten von Auschwitz zur Recht¬ 
fertigung völkerrechtswidriger Angriffskrie¬ 
ge zu missbrauchen, wie das im Krieg 
gegen Jugoslawien geschehen ist. 

Zu den Normalisierungsbestrebungen, 
zum Abschied vom „Schatten der Vergan¬ 
genheit”, gehört die zunehmende Juden¬ 
feindlichkeit. Was nach 1945 an Antisemi¬ 
tismus versteckt wurde und nur unter der 
Decke schwelte, tritt nun offen zutage. 
Dafür wird der Nahost-Konflikt benutzt. 
Die Juden selber seien schuld am Antise¬ 
mitismus (so Möllemann zu Friedman). 
Danach sind sie letztlich selber schuld an 
Auschwitz. 

Offener Antisemitismus geht quer durch 
nahezu alle Parteien und Gruppierungen. 
„Gut verstehen” können 36 Prozent der 
Befragten, „dass manchen Leuten Juden 
unangenehm sind”. 1999 waren es 20 
Prozent. Der These, „die Juden sind 
schuld, dass wir so große Weltprobleme 
haben”, stimmt mehr als jeder Fünfte (je 
nach Parteien-Anhängerschaft 14,7 bis 


55,6 Prozent)zu. Für die nationalistische 
und ausländerfeindliche Losung „Deutsch¬ 
land den Deutschen” empfinden mehr als 
ein Drittel Sympathie ; die Skala der Zu¬ 
stimmung reicht je nach Parteien-Anhän¬ 
gerschaft von 13 bis 70 Prozent. - Das 
sind Ergebnisse einer im Frühjahr 2001 
durchgeführten Studie des Frankfurter Sig- 
mund-Freud-lnstituts und der Universität 
Leipzig. 

Die großen Parteien haben längst rechts¬ 
populistische Elemente in ihrer Politik und 
Programmatik verinnerlicht. Damit greift 
die Mitte auf, was von ultrarechten Krei¬ 
sen kommt. Die Neonazis wiederum stüt¬ 
zen sich auf solche Signale der etablier¬ 
ten Politik. So geschieht ein Überlappen 
der Themen zwischen der Rechten und 
der Mitte. 

Großmachtpolitik braucht eine „selbstbe¬ 
wusste Nation”, straffes Nationalbewusst¬ 
sein, die Schöpfung nationaler Identität. 
Auf der Grundlage solcher Ideologie ist 
von Deutschland aus die Welt zweimal in 
einem halben Jahrhundert in Brand ge¬ 
setzt worden. Deshalb hat eine solche 
Rechtsentwicklung in Deutschland eine 
ganz besondere Bedeutung; deshalb 
müssen hierzulande alle Alarmglocken 
läuten, wenn es nach rechts geht. 

Die Rechtskräfte fühlen sich ermuntert 
durch die starke Rechtsentwicklung in 
anderen europäischen Ländern. Das gibt 
es ja auch Rassismus, Antisemitismus 
und Ausländerfeindlichkeit. Sind wir also 
doch ein normales Land? Ist Rechtsent¬ 
wicklung etwas normales, also möglicher¬ 
weise eine Bagatelle? 

Dem gilt es entgegenzuhalten: Auschwitz 
gab es nicht irgendwann, vielleicht in der 
Steinzeit, und nicht irgendwo, weder in 
Frankreich, Italien oder Holland - sondern 
in Deutschlands jüngster Geschichte. Hier 
riecht es nach Gas beim Auftreten von 
Rassismus, Antisemitismus, Fremden¬ 
hass, ja auch Nationalismus und Militaris¬ 
mus. 

Hier haben wir tausend Gründe, auch 
beim geringsten dieser Erscheinungen die 
Erinnerung an die Vergangenheit wach¬ 
zurufen. Sie darf nie verblassen. Sie ist 
die entscheidendste und wichtigste Barri¬ 
ere gegen eine Entwicklung, die zum 
schändlichsten, entsetzlichsten und blu¬ 
tigsten Kapitel deutscher Geschichte ge¬ 
führt hat. Diese Barriere darf nicht abge¬ 
baut werden. Was unsermutigt, den Kampf 
fortzuführen, ist die Tatsache, dass es 
den Betreibern bisher nicht gelungen ist, 
den Schlussstrich zu ziehen. Diejenigen, 
die ihn ziehen wollten, werden immer 
wieder von der Vergangen heit eingeholt. - 
Das muss so bleiben, damit die Schre¬ 
cken der Vergangenheit nicht wiederkeh¬ 
ren. Peter Gingold 





Antifaschistische Positionen zur Wahl: 



Aber der Verzicht aufs Wählen bringt 
auch keine Verbesserung. Wer nicht zur 
Wahl geht, überlässt anderen, wenigen 
die Entscheidung. Diese bestimmen 
dann die Zusammensetzung des Parla¬ 
ments. Sie bringen denen die Regie¬ 
rungsmehrheit, die die Mehrheit der Bür¬ 
gerinnen und Bürger womöglich gar nicht 
will. 


Deshalb: 


Wählen gehen - und in 
keinem Fall für rechte 


Kandidaten und 


Parteien stimmen! 


Wir wollen in Frieden und Freiheit leben, 
wollen soziale Gerechtigkeit, menschenwür¬ 
dige Lebensverhältnisse und eine gesicherte 
Zukunft. Jede Art von Nazismus, Rassismus 
und Militarismus stehen dem entgegen, stel¬ 
len unser Dasein und unsere Zukunft in Frage. Diese bittere Erfahrung haben Millionen Menschen mit Faschis¬ 
mus und Krieg machen müssen. 


Am 22. September wird ein neuer Bundestag gewählt. 
Wahlen allein garantieren jedoch noch 
keine bessere Politik. Dafür müssen wir 
uns in Bürgerinitiativen, sozialen Bewe¬ 
gungen und Aktionen engagieren. 


Alles, was Nazismus, Rechtsextremismus, Rassismus, Antisemitismus und Militarismus be¬ 
inhaltet oder fördert, muss abgelehnt und überwunden werden. 


Wer Neofaschismus, Rassismus und Militarisierung wirklich bekämpfen will, 

>• darf ihnen keine Nahrung geben, muss ihre Wurzeln beseitigen, 

>• muss Demokratie stärken und ausbauen, darf sie nicht einschränken, 

► muss in allen Bereichen für die sozialen und politischen Menschenrechte, für soziale Gerechtigkeit und 
Sozialstaatlichkeit wirken, Sozialabbau verhindern, 

>- muss Friedenspolitik und darf keine Kriegspolitik betreiben. 

Hemmungsloser Neoliberalismus mit seinen asozialen Folgen vergrößert zugleich den Nährboden für Rechts¬ 
extremisten und Rechtspopulisten. Sie stellen Ausländer und andere Minderheiten als die Sündenböcke hin. 
Aber auch demokratische Politiker versuchen mit solchen Touren Stimmen zu fangen. Es drohen Neuauflagen 
ausländerfeindlicher Stimmungsmache a la Roland Koch - ungeachtet der Aufforderung des Bundestages, 
“Wahlkämpfe nicht auf dem Rücken von Minderheiten bzw. Menschen anderer Herkunft zu führen”. 



Keine Rechten ins 


WN / Bund der Antifaschistinnen und Antifaschisten, Rolandstr. 16, 

L 30161 Hannover, www.vvn-bda.de, Tel. 0511-331136, 

Fax0511-3360221, e-mailbundesbuero@wn-bda.de 


Das alles sollte bei der Wahlentscheidung beachtet werden. 


















Antifaschistische 
Positionen zur Wahl 


Ob NPD, DVU, PRO oder “Republikaner“ 

Neofaschisten und Rechtsradikale versuchen sich als 
die Interessenvertreter der so genannten “kleinen Leu¬ 
te“ darzustellen. Mit Parolen wie “Gegen System und 
Kapital“ oder “Deutsche Arbeitsplätze für Deutsche“ 
täuschen sie vor, in Opposition zu den bestehenden 
Verhältnissen zu stehen und Lösungen für die drin¬ 
gendsten sozialen Probleme unserer Gesellschaft zu 
haben. 

Doch was steckt wirklich dahinter? 

Schon die Nazis haben “Zinsknechtschaft“ und das 
“raffende Kapital“ für Übel in der Weimarer Republik 
verantwortlich gemacht. Gegen die deutsche Großin¬ 
dustrie haben sie jedoch nie etwas unternommen. Im 
Gegenteil: Durch das Führer- und Gefolgschaftsprin¬ 
zip in den Betrieben, das Verbot der Gewerkschaften 
und Unterdrückung jeglicher Opposition schufen die 
Nazis optimale Ausbeutungsbedingungen für das 
deutsche Kapital. Und: Wer nicht parierte, hatte mit 
den schlimmsten Folgen zu rechnen! Es herrschten 
blanke Unterdrückung und Terror. 

Mit alten Rezepten die aktuellen Probleme lösen? 

Auch heute gehen die rechtsradikalen und neofaschi¬ 
stischen Parteien diesen Weg: Die Gewerkschaften, 
als größte Gegenkraft gegen hemmungslosen Sozial¬ 
abbau und unternehmerische Willkür am Arbeitsplatz, 
werden massiv angegriffen. Statt auf die Interessen¬ 
vertretung der Arbeitnehmer sollen sie auf ein ver¬ 
schwommenes “Allgemeinwohl“ verpflichtet werden 
und den Interessengegensatz von Kapital und Arbeit 
vernachlässigen. Dagegen haben alle neofaschisti¬ 
schen und rechten Parteien - egal ob NPD, DVU, 

REP, PRO oder wie sie auch heißen mögen - in ihren 
Programmen ein Bekenntnis zum “freien Unterneh¬ 
mertum“. 

Von den Rechten wird die Schuld für fast alle sozialen 
Probleme den Ausländerinnen und Ausländem zuge¬ 
schoben. Sie sollen als Sünden¬ 
böcke für alle gesellschaftlichen 
Probleme herhalten. 

Aber: Alle, die heute überle¬ 



gen, rechte 
wählen, sollten 
ren sein, dass mor- 
der Ausgrenzungs¬ 
betroffen sein können 


Parteien zu 
sich darüber im Kla¬ 
gen sie selbst von 
Politik der Rechten 
Von Arbeitslosen wird 



eine höhere Mobilität erwartet, die Zumutbarkeitsre¬ 
geln sollen weiter herabgesetzt werden; Empfänger 
von Arbeitslosen- und Sozialhilfe sollen zu gemeinnüt¬ 
zigen Arbeiten zwangsverpflichtet werden und Frauen 
sollen weitgehend aus dem Erwerbsleben gedrängt 
werden. 

Auch vor direkter Gewaltanwendung schrecken die 
Neofaschisten nicht zurück. Immer wieder sind Mit¬ 
glieder und Funktionäre von NPD, DVU und “Republi¬ 
kanern“ an Übergriffen und Anschlägen beteiligt. Die 
Opfer sind nie die Mächtigen, die Verantwortlichen für 
massiven Sozial- und Grundrechteabbau, sondern die 
Schwächsten und Ärmsten der Gesellschaft: Asylsu¬ 
chende, Obdachlose, Behinderte, sozial Schwache 
und andere Minderheiten. Was heute ihnen droht, 
richtet sich morgen auch gegen alle anderen Men¬ 
schen. Unsere Erfahrungen aus der Nazizeit belegen: 
Neofaschisten und Rechtsradikale sind die gewalttä¬ 
tigsten Unterdrücker von morgen. 

Bei aller berechtigten Empörung über nicht eingehalte¬ 
ne Versprechen, ausgebliebene soziale Gerechtigkeit, 
Einschränkung demokratischer Rechte, verhängnis¬ 
volle Militarisierung und Kriegsbeteiligung, neoliberale 
Privatisierung und damit verbundenen Sozialabbau, 
nicht überwundene Massenarbeitslosigkeit: Wählen 
Sie nicht diejenigen, die mit rechtspopulis- 
tischen Sprüchen und mit Sündenbocktheo¬ 
rien von den wirklich Verantwortlichen ab¬ 
lenken und mit ihrer Politik alles noch viel 
schlimmer machen. Zum notwendigen 
Kurswechsel in der Politik haben Neofa¬ 
schisten und Rechtspopulisten nichts bei¬ 
zutragen. Im Gegenteil: Ein wichtiger 
Schritt zur Änderung und Verbesserung der 
Verhältnisse ist, dafür zu sorgen, dass sie 
aus dem Parlament und aus der Politik 
draußen bleiben! 


Keine Rechten 
ins Parlament! 


ViSdP.: PC. Walther, c/o VVN-BdA, EiS 
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I Von „A“ wie „Assimilieren“ bis „Z“ 
wie “Zentrum gegen Vertreibung” 


D ie CDU-Vorsitzende Angela Merkel 
sagte auf dem jüngsten CDU-Par- 
teitag It. Presseberichten: „Man darf be¬ 
stimmte Themen nicht populistischen 
Rattenfängern überlassen”. Die Ratten 
werden jetzt in der Mitte gefangen .Das 
sind die Signale und Meldungen aus der 
offiziellen Politik, die dies belegen: 

• Ungeachtet der Tatsache, dass Nazi¬ 
deutschland millionenfach Menschen 
vertrieb, deportierte, gettoisierte, schi¬ 
cken sich die ultrarechten „Vertriebe- 
nenverbände” an, die Schaffung eines. 
“Zentrums gegen Vertreibungen”durch¬ 
zusetzen, ohne etwas zu den Ursachen 
zu sagen. Der Bundestag stimmte fast 
einstimmig zu. 

• Nicht ein Reps-Parteitag macht die 
„Gefahren der Zuwanderung” zum 
Hauptthema, sondern der jüngste EU- 
Gipfel. Und die schärfsten Vorschläge 
zur Zuwanderungsbegrenzung kamen 
aus Deutschland. 

• Und der Bundeskanzler philosophiert 
ausgerechnet am 8. Mai 2002 mit Martin 
Walser auf einer SPD-Wahlversamm- 
lung- man will eben die Stimmen überall 
einsammeln - über die Kausalitäten von 
Versailles hin zu Nazismus und Krieg. 
Viel Schuld liege eben bei den Anderen, 
und auch wir waren ja Opfer... 

• Martin Walser klagt immer wieder über 
die „Instrumentalisierung unsere Schan¬ 
de zu gegenwärtigen Zwecken” Er mein¬ 
te aber keineswegs die Instrumentali¬ 
sierung von Auschwitz für den Überfall 
auf Jugoslawien, er meinte nicht die 
fortwährende Relativierung der KZ Gräu¬ 
el durch eine Regierung, der kein Ver¬ 
gleich zu stark war, um ihre Kriegsab¬ 
sichten durchzusetzen. Walser und vie¬ 
le andere wollen die Erinnerung an den 
Holocaust und seine Opfer wegwischen, 


weil nur so die Deutschen wieder ein 
„ganz normales Volk” werden könnten. 

• Und weiter: Vor einem Jahr bestritt 
Kanzler Schröder, dass es „ein Recht 
auf Faulheit in unserer Gesellschaft gäbe” 
und inszeniert damit eine anhaltende 
Hetzkampagne gegen „faule Arbeitslo¬ 
se”, die ihren Höhepunkt in den Hartz- 
Vorschlägen für einen Leiharbeit genann¬ 
ten Reichsarbeitsdienst und für Kürzung 
der Arbeitslosenbezüge fand. 

• Und jetzt entdeckt die CDU gar wieder 
das Mittel der Deportationen. Um be¬ 
stimmte Viertel zu „entdichten”, sollten 
Ausländer und nicht Deutsch sprechen¬ 
de Aussiedler vertrieben werden. „Auch 
Zwangsmaßnahmen zur Umsiedlung sei¬ 
en dabei nicht ausgeschlossen, sagte 
Rüttgers.” (aus: Westfälische Rund¬ 
schau, 11. Juli 2002) Wer nicht Deutsch 
spricht, soll unsicher leben in den Stadt¬ 
vierteln. Auch Otto Schily, der zuständi¬ 
ge Bundesinnenminister, fordert ganz 
offen die „Assimilierung”, die Eindeut¬ 
schung der Zugereisten. 

DieterS. Lutz, der Friedensforscher, stell¬ 
te kürzlich fest: „Gewalt und Krieg - so 
das Empfinden - sind ,normal’ gewor¬ 
den. Normal kommt von Norm. Die höchs¬ 
te Norm der Bundesrepublik Deutsch¬ 
land aber ist das Grundgesetz.” Am 23. 
Mai 1949 sollte mit der Verfassung der 
Bundesrepublik Deutschland nach dem 
Willen des Parlamentarischen Rates „in 
bewusster Abkehr von der kriegerischen 
Vergangenheit des Deutschen Reiches 
ein wertgebundener demokratischer und 
friedlicher Staat konstituiert werden”. 

Was ist aus diesen Normen geworden? 
Sie bestimmen jedenfalls nicht das Nor¬ 
male im Land. U.S. 


I m April vorigen Jahres sollte die Aus 
Stellung „Neofaschismus in der Bundes¬ 
republik Deutschland” auch in Eschwei- 
ler, im Dreiländereck bei Aachen, gezeigt 
werden. Ein anonymer Anruf im Rathaus, 
mit dem die VVN-BdA als Ausstellungs¬ 
macher und -träger denunziert wurde, 
unter Beobachtung des Verfassungs¬ 
schutzes zu stehen, verunsicherte den 
BürgermeisterderGemeindeso sehr, dass 
er die Ausstellung zunächst absagte. Nun 

I Die „Grauzone“ 
wird immer breiter 

Rechte aus der Mitte geben den Ton an 

wurde die Eröffnung im Juli nachgeholt. 

Wir dokumentieren die Rede, die Bun¬ 
dessprecher Ulrich Sander namens der 
VVN-BdA bei der Eröffnung hielt: 

Unsere Ausstellung „Neofaschismus in 
der Bundesrepublik Deutschland” gibt ein 
erschreckendes Bild der Gefahr, mit der 
wir es zu tun haben, aber auch einen 
starken Eindruck von den Möglichkeiten, 
unsere Demokratie zu verteidigen. Von 
diesen Möglichkeiten machen Sie hier 
Gebrauch. Es zeigt sich dabei nicht zum 
ersten Mal: Eschweiler wehrt sich gegen 
rechts. 

Gestatten Sie mir, einige Bemerkun¬ 
gen zu den Trägern der Ausstellung zu 
sagen. Denn die waren ja vor einem 
Jahr hier mächtig im Gespräch. Über 
die IG Metall muss ich nichts sagen, 
über die Zeitschrift „Der Rechte Rand” 
nur, dass sie sehr verdienstvoll und 
inhaltsreich zu dem Thema, das uns 
hier beschäftigt, arbeitet. Die VVN-BdA, 
die ich hier als Bundessprecher vertre¬ 
te, wird zumeist aus einer Position der 
Informationshoheit seitens des Bun¬ 
desinnenministers, sprich Verfas¬ 
sungsschutz, geschildert. Dabei kommt 
sie nicht gut weg, mit den bekannten 
Folgen. Danach ist die VVN eine Orga¬ 
nisation mit kommunistischer Domi¬ 
nanz. Man verlangt, dass wir uns von 
den Kommunisten distanzieren. Sich 
von ihnen zu distanzieren, bedeutet 
aber, sich vom deutschen Widerstand 
zu distanzieren. In ihm spielten die Ar¬ 
beiterparteien eine große Rolle, 
darunter die Kommunisten. Ihre Ver¬ 
dienste zu schmälern, ist eine empö¬ 
rende Zumutung. 

Unsere Ausstellung zeigt fast alle Facet¬ 
ten des Neonazismus. Glücklicherweise 
enthält diese Ausgabe der Ausstellung 
auch Informationen zum regionalen Neo¬ 
faschismus, auch zu regionalen rechten, 
militaristischen Tendenzen. Eine Tafel der 
zentralen, bundesweiten Ausstellung ist 
der Grauzone, dem Scharnier zwischen 
Mitte und Rechtsaußen gewidmet. Ich 
möchte über diesen Aspekt unserer Aus¬ 
stellung etwas mehr sagen als über die 
anderen, denn wir erleben sehr bedenkli¬ 
che Entwicklungen auf diesem Gebiet. 
Waren bisher schon häufig rechte Losun¬ 


gen bis in die Mitte vorgedrungen: 

• ich nenne die Gestaltung des Asylrech¬ 
tes nach den Formulierungsmustern der 
Reps, 

• die Übernahme der T-Shirt-Losung der 
Neonazis „Ich bin stolz ein Deutscher zu 
sein” durch FDP- und CDU-Politiker, 

• und dann die durchrasste und durch¬ 
mischte Gesellschaft, die zeitweilig die 
Wortwahl eines heutigen Kanzlerkandi¬ 
daten prägte, 

so haben wir es heute mit der Enttabuisie- 
rung des ultrarechten Gedankengutes aus 
der Mitte heraus zu tun, die quasi die 
Führung der Entwicklung nach rechts über¬ 
nimmt: 

• Da ist Möllemanns Instrumentalisie¬ 
rung des Antisemitismus für den Wahl¬ 
kampf, aber auch die Art der Distanzie¬ 
rung der FDP von Möllemann, die ver¬ 
dächtig spät kam und dann mit den Wor¬ 
ten, man müsse doch auch die rechten 
Extremisten integrieren, ein Rezept liefer¬ 
te, das auf die Übernahme der rechten 


Konzepte, nicht auf den Kampf gegen sie, 
hinausläuft. 

• Da ist ferner Walsers Wiederbelebung 
des Bildes vom perfiden bösen Juden und 
seine Forderung nach Beendigung der 
Geschichtsdiskussion durch Abschaffung 
der „Auschwitzkeule”, die angeblich die 
freie Diskussion behindere. 

• Und da sind die nie ganz aufgearbeite¬ 
ten Vorfälle des Rechtsextremismus in 
der Bundeswehr, die übrigens hier in der 
Ausstellung in diesem Rathaus mit regio¬ 
nalen Belegen und Beispielen überzeu¬ 
gend angeprangert werden, während ja 
ansonsten die Erörterung dieses Problems 
mit der letzten Bundestagswahl plötzlich 
abbrach. Die Bundeswehr wurde ja für 
den Krieg gebraucht, da durfte sie nicht 
länger kritisch betrachtet werden. Und 
dann fanden wir kurz nach dem Krieg 
gegen Jugoslawien in der „Information für 
die Truppe” in einem grundsätzlichen 
Aufsatz zur Geschichte der Wehrmacht, 
die These: Vor 1941 hätte die Truppe 
doch nur „Versailles” und die Auseinan- 

Fortsetzung auf Seite 12 
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Die „Grauzone“... 

dersetzung mit dem Täter Stalin gekannt, 
erst danach habe es Auschwitz gegeben, 
davon habe man doch nichts wissen kön¬ 
nen - als wären der Faschismus von 1933 
bis 1941 irgendwie entschuldbar und die 
Kriegsvorbereitung und dann Kriegsfüh¬ 
rung Hitlers zudem eine Art gerechter 
Verteidigungskrieges gegen den Kommu¬ 
nismus gewesen - gegen den ja alles 
erlaubt sei. 

Unsere Ausstellung - gestaltet von VVN- 
BdA, IG Metall und Rechtem Rand - geht 
über die letzte Phase des Aufstandes „der 
Anständigen” weit hinaus, der heute offizi¬ 
ell beendet erscheint. Unser Aufstand geht 
weiter, denn Neonazismus ist keine vorü¬ 
bergehendes Problem und Phänomen. 
Wir müssen weiter Mut machen. Wir müs¬ 
sen leider weiter wachsam bleiben. Und 
wir müssen solchen Zuständen wehren, 
wie wir sie erschüttert vorige Woche aus 
TV-Monitorerfuhren: Daschreibtein Mäd¬ 
chen aus dem Münsterland, das im Okto¬ 
ber 2000 erstmals im Leben an einer 
Demonstration gegen die Neonazis teil¬ 
nahm und sogleich von Polizisten des 
Rechtsstaates verprügelt wurde, an den 
Ministerpräsidenten Wolfgang Clemens, 
um sich vertrauensvoll bei ihm über die 
„schlagenden Argumente” der Polizei zu 
beklagen. Und was tat der Ministerpräsi¬ 
dent? Tröstete er das Mädchen, entschul¬ 
digte er sich für seine Polizei? Nein, er 
übergab den Brief an die Staatsanwalt¬ 
schaft. Und nun ermittelt diese - nicht 
gegen die Polizei, sondern gegen die Schü¬ 
lerin. Wir sind tief beunruhigt über dieses 
Verhalten von Politikern, von Polizei und 
Justiz. Sie tun nicht genug gegen die 
Rechten. Das ist noch vorsichtig ausge¬ 
drückt. Oder was soll man dazu sagen, 
dass all die schlimmen rechten Aussa¬ 
gen, die wir hier auf 27 Tafeln lesen kön¬ 
nen, vom Bundesverfassungsgericht in 
Karlsruhe nur als „missliebige Meinun¬ 
gen” angesehen werden, die zu dulden 
seien, wenn Worch und seine Neonazi- 
Banditen durch unsere Städte ziehen? 
Schon bald wollen Worch und Co. erneut 
in NRW aufmarschieren. Treten wir ihnen 
entgegen. 

Wir meinen, der Faschismus ist keine nur 
missliebige Meinung. Er ist überhaupt 
keine Meinung. Er ist ein Verbrechen. Es 
muss bekämpft werden. Dem - und der 
Wachsamkeit gegenüber den Rechtsau¬ 
ßensignalen aus der Mitte - soll unsere 
Ausstellung dienen, zu der ich Sie nun 
einladen möchte. 


VVN/BdA 

Unsere Internet - Adresse: 

www.vvn-bda.de 

und die E-Mail-Adresse: 

bundesbuero@vvn-bda.de 


I st es neu, dass die FDP im rechtsextre¬ 
mistischen, neofaschistischen Umfeld 
grast? Sind die antisemitischen Ausfälle 
des nordrhein-westfälischen FDP-Landes- 
vorsitzenden Jürgen W. Möllemann und 
die Interviews des Ex-Grünen-Landtags- 
abgeordneten und FDP-Aspiranten Ja¬ 
mal Karsli in der profaschistischen „Jun¬ 
gen Freiheit“ neue, ungewohnte Töne aus 


einer Partei des antiautoritären Liberalis¬ 
mus? Wobei zumindest nicht neu die Tat¬ 
sache ist, dass auch prominentere FDP- 
Politiker für diese Neonazi-Postille Wer¬ 
bung machen: „Ich lese gern eine unab¬ 
hängige Zeitung, Sie auch?“, so der Ge¬ 
neralbundesanwalt a.D. Alexander von 
Stahl (FDP), der auch der frühere FDP- 
Fraktionsvorsitzende von NRW, Achim 
Rohde oder Hermann Otto Solms und Ex- 
Wirtschaftsminister Günter Rexrodt Inter¬ 
views gaben. 

Sehen wir in die Annalen gerade der FDP 
der 50er Jahre in Nordrhein-Westfalen, 
scheint hier ein (alt)faschistische Nest zu 
sein, ausstaffiert mit liberalwattierten Ein¬ 
sprengseln von damals wie heute besser¬ 
verdienenden Gesternideologen. Sind sie 
heute passe? 

„Die FDP will Extremisten zur demokrati¬ 
schen Mitte führen.“ So rechtfertigt der 
nicht nur zum Spaß der FPD Vorsitzende 
(Rechts)Anwalt Guido Westerwelle die 
Ausfälle seines fallschirmspringenden 
Kompagnons aus dem westfälischen 
Münster. So ähnlich, ja fast wortgleich, 
klang es vor 50 Jahren schon einmal aus 
dem Mund eines im Hintergrund des FDP- 
Landesverbands NRW arbeitenden Bes¬ 
serverdienenden: „Ziel der FDP muß es 
sein, so viele Nationalsozialisten wie mög¬ 
lich an die Demokratie heranzuführen.“ 
Verfasser dieses Demokratiebekenntnis¬ 
ses aus dem Jahre 1952 war der Doktor 
der Politikwissenschaften Werner Nau¬ 
mann. Seine finanziellen Meriten verdien¬ 
te er sich u.a. als Geschäftsführer der 
Focke-Wulf Flugzeugbau GmbH in Bre¬ 
men und als Aufsichtsratsmitglied in ver¬ 
schiedenen Bauunternehmungen. Poli¬ 
tisch wusste er ebenfalls zu glänzen. So 
war er vor 1945 u.a. als Staatssekretär im 
Reichsministerium für Volksaufklärung 
und Propaganda engster Mitarbeiter von 
Joseph Goebbels. Das NSDAP- und SS- 
Mitglied Naumann gestaltete diese Zu¬ 
sammenarbeit offenbar so vorzüglich, 
dass er in Hitlers Testament als Goeb¬ 
bels-Nachfolger erkoren wurde. 

Nach seiner Flucht aus der Reichskanzlei 
im April 1945 fasste er in NRW schnell 
wieder Fu ß. So erwarb er eine zusätzliche 
leitende Funktion als Geschäftsführer der 
Wildfang Metallwerke GmbH in Gelsen¬ 
kirchen, einer Tochterfirma des Quandt- 
Konzerns. 

Zwecks Aufbaus einer neuen NRW-FDP 


-O-Ton Naumann, nicht Möllemann: „Die 
alte Platte spielt nicht mehr richtig. Mit 
dem Badenweiler Marsch und mit einer 
neuen Fahne ist gar nichts getan. Wir 
brauchen einen neuen Stil, neue Parolen, 
neue Begriffe und eine neue Sprache, 
wenn wir unser Volk wieder politisch for¬ 
men und uns durchsetzen wollen.“-sam¬ 
melte Naumann in einem losen Ge¬ 


sprächskreis in Düsseldorf rund 100 alte 
Kameraden. „Der Apparat der nordrhein¬ 
westfälischen FDP füllte sich mit NSDAP- 
Kreisleitern, SS-Standarten: Brigade-, 
Haupt- und Obersturmführern, Führern 
der Deutschen Einheitsfront, der Hitlerju¬ 
gend, Gaurichtern der NSDAP etc.“ So 
Jörg Friedrich in „Die kalte Amnestie - 
NS-Täter in der Bundesrepublik.“ 

Hier nur eine kleine Auswahl davon: 

Als Möllemann-Vorgänger im FDP-Lan- 
desvorsitz wurde installiert der Leiter des 
Rundfunkpropagandadienstes des Aus¬ 
wärtigen Amtes und frühere Kollege des 
späteren NS-Bundeskanzlers Kurt-Georg 
Kiesinger (CDU), Friedrich Middelhauve, 
der 1952 den Leitsatz der Liberalen kre¬ 
ierte:: „Pflicht nach rechts.“ 

Aus dem gleichen Gestüt kam der SS- 
Standartenführer Wolfgang Diewerge, 
Träger des NSDAP-Blutordens und SS- 
Ehrendegens, der zum Beauftragten für 
die Rednerschulung in allen FDP-Lan- 
desverbänden ernannt wurde. Carl Albert 
Drewitz, im Goebbels-Ministerium für die 
Parteipresse zuständig, damals für den 
Sektor „Kulturpolitik“, wurde Chefredak¬ 
teur des neuen FDP-Parteiblattes „Die 
Deutsche Zukunft“. 

Doch auch höhergestellte Profitäter ge¬ 
sellten sich zu der später so genannten 
„Gauleiterverschwörung“, gegen deren 
Mitglieder der britische Hohe Kommissar 
im späteren NRW Haftbefehl erhob - der 
selbstredend umgehend wieder aufgeho¬ 
ben wurde. Dazu gehörten der frühere 
NS-Reichskommissar in Dänemark, Dr. 
Werner Best, der dort nach 1945 in Abwe¬ 
senheit zum Tode verurteilt wurde und als 
braver FDP-Demokrat in Essen zum Wirt¬ 
schaftsjuristen beim Hugo-Stinnes-Kon- 
zern aufstieg. 

Neben kleineren Fischen wie dem frühe¬ 
ren Gauleitern Josef Grohe (Köln) oder 
Karl Friedrich Florian (Düsseldorf) nahm 
der schon damals im NRW-Landtag sit¬ 
zende Ernst Achenbach eine herausra¬ 
gende FDP-Position ein. Früher selbstre¬ 
dend NSDAP-Mitglied, war er Leiter der 
Politischen Abteilung der deutschen Bot¬ 
schaft in Paris. Achenbach war u.a. mit¬ 
verantwortlich für den Beschluss der NS- 
Besatzungsmacht, als „Sühnemaßnah¬ 
me“ für ein Attentat auf zwei deutsche 
Offiziere in Paris, 2000 Juden nach Aus¬ 
chwitz zu deportieren, die dort vergast 
wurden.Vielleicht ist deshalb die Fürsor- 
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geargumentation des ehrenwerten SPD- 
Parlamentariers Carlo Schmid für den 
damals kurzfristig verhafteten Naumann, 
zu erklären, weil er selbst 1944 als Kriegs¬ 
verwaltungsrat im nordfranzösischen Lille 
die juristische Rechtfertigungsgrundlage 
für ein SS-Massaker an 86 Bewohnern 
geliefert hatte. „Ich kenne den Staatssek¬ 
retär Naumann nicht, vielleicht ist er aber 
ein achtbarer Demokrat geworden.“ 

Achenbach war seit 1953 langjähriger 
FDP-Bundestagsabgeordneter. 1970 soll¬ 
te er nach dem Willen der Bundesregie¬ 
rung BRD-Europakommissarfürdie EWG 
in Brüssel werden. Erst aufgrund der Initi¬ 
ative von Beate Klarsfeld musste dieser 
Plan fallengelassen werden. Als Bericht¬ 
erstatter des Ausschusses für das deutsch¬ 
französische Zusatzabkommen über die 
Verfolgung von NS-Verbrechern verstand 
eres, bis 1974 u.a. den Prozeß gegen die 
Judenmörder Lischka, Heinrichsohn und 
Hagen zu verhindern. 

„Der Landesverband Nordrhein-Westfa¬ 
len der FDP ist nicht unterwandert.“ So 
äußerte sich FDP-Hauptgeschäftsführer 
Thomas Dehler, ehern. Justizminister, 
über seine Partei bereits 1953. Und das 
trotz solcher Leute wie dem ehern. FDP- 
Landesverbandsvorsitzenden und Waf- 
fen-SS-Angehörigen sowie späteren par¬ 
lamentarischen Geschäftsführers der 
FDP-Fraktion im Bonner Bundestag Sieg¬ 
fried Zoglmann oder seines späteren Bun¬ 
desparteivorsitzenden und stolzen NS- 
Ritterkreuzträgers Erich Mende. 

Sicher ist die FDP - auch mit und trotz 
Möllemann - keine neofaschistische Par¬ 
tei mit altfaschistischem Hintergrund. Doch 
gilt der Satz umso drängender, den Jörg 
Friedrich schon 1984 schrieb: „Der Nerv 
ist schon lange taub, auf dem Naziverbre¬ 
chen weh tun. 

Rechtsseitig gelähmt, verspürt die Bun¬ 
desrepublik die nazistische Berührung 
nicht, selbst wenn das Blut schon fließt. 
Sie hat so viele NS-Verbrecher in die 
Arme schließen müssen, dass ihr die Glie¬ 
der abgestorben sind, mit denen sie sich 
der kommenden erwehren soll.“ 

Volker Adam 


Lehrer leugnete 
Holocaust 

I n einem FDP-Internetforum hatte im Ok¬ 
tober 1999 ein frühpensionierter 56jäh- 
riger Lehrer den Holocaust als „jüdischen 
Propagandaschwindel“ und „den größten 
Schwindel der Weltgeschichte“ bezeich¬ 
net. 

Für diese Äußerungen wurde er jetzt vom 
Landgericht Frankfurt/Main zu einer 
neunmonatigen Bewährungsstrafe verur¬ 
teilt. Angezeigt war der Mann erst gewor¬ 
den, als er den selben Beitrag auch in ein 
CDU-Internetforum gestellt hatte. 





Die Selbstbefreiung der Häftlinge des KZ Buchenwald hat der Maler und Grafiker 
Guido Zingerl in einem seiner Werke thematisiert. Eine Reproduktion des Bildes 
ist in dem Postkartensatz „Deutsche Wirklichkeiten“ enthalten, den Zingerl für 
die VVN-BdA gestaltet hat. Die karten sind bei der Bundesgeschäftsstelle 
erhältlich (Näheres aus Seite 17 dieser „ar“). 


Ein Freundeskreis für Buchenwald 


A uf Anregung des ehemaligen Buchen¬ 
wald-Häftlings Willy Schmidt wurde in 
Frankfurt/M. ablässlich des Jahrestages 
der Selbstbefreiung des KZ Buchenwald 
die „Lagergemeinschaft Buchenwald- 
Dora/Freundeskreis e.V.“ gegründet. Zum 
Vorsitzenden gewählt wurde Horst Go- 
brecht, Gewerkschaftssekretär NGG Hes¬ 
sen. Wir sprachen mit ihm über die ge¬ 
plante Tätigkeit und die Ziele des Freun¬ 
deskreises. 

Was gab den Anstoß zur Gründung die¬ 
ses neuen Freundeskreises? 

Die Auseinandersetzungen um die Dar¬ 
stellung und Interpretation des antifaschis¬ 
tischen Widerstands im KZ Buchenwald 
gerade in den letzten Jahren haben vor 
Augen geführt, wie wichtig es ist, das 
politische Vermächtnis der ehemaligen 
“Buchenwälder“ auch künftig unverfälscht 
wachzuhalten. Dafür steht das Leben und 
Wirken von Willy Schmidt, aber auch das 
anderer Antifaschisten wie Emil Carleb- 
ach, für deren Ziele sich auch jüngere 
Generationen engagieren. Der Freundes¬ 
kreis soll eine Brücke zwischen den „Al¬ 
ten“ und den “Jungen“ schlagen. 

Welche inhaltlichen Schwerpunkte hat sich 
der Freundeskreis gesetzt? 

Wir wollen die sozialen Interessen der 
ehemaligen Häftlinge des KZ Buchen¬ 
wald im politischen und öffentlichen Rah¬ 
men vertreten, aber auch die Erinnerungs¬ 
arbeit mit antifaschistischer Perspektive 
unterstützen. Nicht zu vergessen die gro¬ 
ße Herausforderung, der Selbstbefreiung 
des KZ Buchenwald durch die Häftlinge 
nicht nur zu gedenken, sondern diese 


Erfahrung des Widerstands ebenso an 
junge Antifaschisten weiterzugeben. 

Wie kann das realisiert werden, welche 
Wege sind möglich? 

Der Freundeskreis versteht sich in erster 
Linie als Förderverein, der sowohl die 
politische als auch die publizistische Ar¬ 
beit zu Buchenwald entwickelt, begleitet 
und unterstützt. Dazu gehören die regel¬ 
mäßige Herausgabe der Zeitschrift der 
Lagergemeinschaft „Die Glocke vom Et¬ 
tersberg“. Darüber hinaus werden wir die 
neuen Medien nutzen, um möglichst viele 
Menschen zu erreichen, die sich dem 
antifaschistischen Widerstand im allge¬ 
meinen und besonders im KZ Buchen¬ 
wald nähern möchten. Hierzu brauchen 
wir natürlich viele Aktive im Freundeskreis 
- und letztlich auch das nötige Kleingeld. 

Wer kann Mitglied im Freundeskreis wer¬ 
den? 

Eigentlich jede und jeder, ja selbst Orga¬ 
nisationen, vorausgesetzt, die kurz umris- 
senen Ziele des Vereins werden als die 
eigenen anerkannt. Und je schneller und 
zahlreicher dies geschieht, desto größer 
sind die Chancen, die Arbeit des Freun¬ 
deskreises gleich von Anfang an sowohl 
organisatorisch als auch politisch-inhalt¬ 
lich mitzugestalten; beispielsweise bei der 
Vorbereitung einer Konferenz im Herbst 
dieses Jahres. Interessierte Antifaschis¬ 
tinnen sind also zur Mitarbeit und zum 
beitritt herzlich eingeladen. 

Kontaktadresse: VVN-BdA, Eckenhei- 
mer Landstraße 93, 60318 Frankfurt/ 
M., Tel + Fax 069/597 05 24. 
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Kontroversen zu Nahost 

Zum Artikel „Frieden für Israel und Palästina“ 


Z um Artikel „Frieden für Israel und 
Palästina“ von Detlef Peikert und 
Ulrich Sander in der letzten „ar“ er¬ 
reichten uns zwei umfangreiche Leser¬ 
briefe, die wir in Auszügen wiederge¬ 
ben - und eine Antwort von Ulrich San¬ 
der auf einige Aussagen in einem der 
Briefe: 

Wer sich etwas für Geschichte interes¬ 
siert, wird feststellen, dass sich ab 1933 
das gleiche kriegerische Klima, zumindest 
in Europa, entwickelt hat wie wir es heute 
erleben. Nur einen Unterschied gibt es zu 
damals: Heute steuern wir auf den „abso¬ 
luten globalisierten neuen Manchester- 
Kapitalismus“ zu. Was bringt uns das: 
Einen dritten Weltkrieg, der scheinbar 
wieder durch „Nationalismus“ entfacht 
wird? Verschiedene Religionsgemein¬ 
schaften werden sich auch daran beteili¬ 
gen. In diesem kommenden Krieg, der 
heute ja schon teils geführt wird, geht es 
allein um die „Weltherrschaft der .Guten 
gegen die Bösen’ oder umgekehrt“. Aber 
wer sind die „Guten und die Bösen“, wer 
will das entscheiden, nur der das „Recht 
des Stärkeren“ besitzt? 

Unmöglich, deutsche Soldaten nach Pa¬ 
lästina und Israel! Wenn auch die jünge¬ 
ren Jahrgänge es nicht mehr hören kön¬ 
nen: „Bitte vergesst niemals (es geht nicht 
um Eure Schuld) die fabrikmäßige Ver¬ 
nichtung von sechs Millionen Menschen, 
hauptsächlich die Menschen jüdischer 
Abstammung!“ Aus diesem Grund bleibe 
ich dabei: Wenn es denn nun deutsche 
Soldaten dank Adenauer seit 1955 schon 
wiedergibt, siedürfen, und hätten, niemals 
mehr deutschen Boden verlassen dürfen. 
(...) 

Ob in der späteren Geschichte Ariel Sha¬ 
ron bei seinem Volk gut wegkommt, ist 
sehr fraglich, auch bei Arafat habe ich 
Bedenken. Bei der Proklamierung des 
Staates Israel am 14. 5. 1948, am 15. 5. 
1948 endete das englische Mandat, nur 
einen Tag später drangen Truppen aus 
Ägypten, Transjordanien, Syrien, Libanon 
und des Irak in Israel ein. Der Clou ist, 
dass der britische General Glubb mit der 
arabischen Legion auch dabei war. 

Der Fehler, der allerdings noch jungen, 
UNO liegt in der Resolution von 1947, die 
besagt, dass Palästina in ein jüdisches 
und arabisches Land geteilt wurde, aber 
ohne Festlegung der Grenzen für Palästi¬ 
na und Israel. Die Staaten aus der UN- 
Vollversammlung von 1947 hätten, 
spätestens 1948, verhindern müssen, 
dass es zu diesem ersten Krieg (10 Mona¬ 
te) gekommen ist. Wie viel Leid wäre 
verhindert worden bei den vielen Ausein¬ 
andersetzungen der späteren Jahre! 

Die UNO wurde am 24. 10.1945 als eine 
Vertragsorganisation souveräner und 


gleichberechtigter Staaten gegründet. 
Heute steht sie mit dem Rücken zur Wand 
und unter dem Druck des USA-Imperi- 
ums. Also, ein Scherbenhaufen? Wie soll 
es mit dieser so wichtigen Organisation 
weitergehen? (...) 

Ich kann euch beiden im letzten Absatz 
nur zustimmen: Der deutsche Kriegskurs 
muss gestoppt werden! Aber für Israel 
und Palästina muss die Staatengemein¬ 
schaft, - ohne Blicke auf Öl oder sonstige 
Ressourcen, am besten ohne Mitarbeit 
der vorhandenen Religionsgemeinschaf¬ 
ten, in ehrlicher Absicht, ohne das hinter 
der nächsten Ecke Bomben und Grana¬ 
ten stehen, - neu über die Verträge von 
1947 verhandeln, die dann zum Frieden 
führen müssen in dieser gesamten Regi¬ 
on. Nicht nur Israel braucht einen siche¬ 
ren Staat, sondern auch Palästina! 

Herbert Reker (72), Dortmund 

* 


D er Artikel hat mich ziemlich geärgert. 

.ist die Frage des Existenzrechts 

einesjüdischen Staats zumindest für Deut¬ 
sche seit Auschwitz für alle Zeiten beant¬ 
wortet.“? Es geht um die israelische Re¬ 
gierung nicht um Menschen jüdischen 
Glaubens. Die Vermischung einer Religi¬ 
on mit einem Staat und seiner Regie¬ 
rungspolitik ist Etikettenschwindel: Geht 
es in Nordirland wirklich um Katholiken 
und Protestanten oder soll etwas anderes 
damit verdeckt werden? Wie die CDU mit 
dem C die Menschen betrogen hat, haben 
viele Kirchenmänner und -trauen aufge¬ 
deckt. Warum sollte es hier anders sein? 
Sharon und seine Mitstreiter missbrau¬ 
chen ihre Religionszugehörigkeit scham¬ 
los, um Kritik an ihrer imperialistischen 
Politik abzuwürgen. Eigentlich müssten 
Antifaschisten mit ihren jüdischen Freun¬ 
den darüber diskutieren, wie lange sie 
sich das noch bieten lassen und dadurch 
den guten Ruf ihrer Religion diskreditie¬ 
ren lassen - oder sehe ich das falsch? 

Wann immer irgendjemand oder irgren- 
detwas „für alle Zeiten“ besteht, werden 
Dinge ahistorisch. Es bedarf keiner Fra¬ 
ge, den Massenmord jüdischer Menschen 
in Hitlerdeutschland zu verurteilen. Es be¬ 
darf auch keiner Frage, dass „die“ Juden 
(Brecht hat einmal vorgeschlagen, in der 
Sache nicht von Volk, sondern von Bevöl¬ 
kerung zu reden. Auch in diesem Fall tut 
Differenzierung der Sache gut.) über Jahr¬ 
hunderte in vielen Gegenden der Welt 
verfolgt wurden. Aber steht allein deshalb 
ein Staat außerhalb jeder Kritik? Darf die 
Innen/Außenpolitik eines Landes Sonder¬ 
rechte erhalten? (...) 

Seit dem Krieg von 1967 hält Israel Paläs¬ 
tina besetzt, der Bau von Siedlungen muss 
von den Palästinensern als Provokation 


gesehen werden. Sharon hat gewusst, was 
er machte, als er vor zwei Jahren auf den 
Tempelberg ging. Es gibt Vorbeugehaft. 
Mutmaßliche Attentäter und „Hintermän¬ 
ner, Drahtzieher“ (kommen Ihnen die Be¬ 
griffe anderswoher bekannt vor...?) von 
Anschlägen werden ohne Gerichtsverfah¬ 
ren erschossen oder durch Raketenangrif¬ 
fe martialisch ermordet. Rechtsstaatlich ist 
das auf jeden Fall nicht. Ob das mit der 
Shoah begründet werden kann? Ein Selbst¬ 
mordattentat und Wohnhäuser der Paläs¬ 
tinenser werden dem Erdboden gleich ge¬ 
macht. 

Ist es wirklich das Gleiche, ob Einzelkämp¬ 
fer oder Gruppen Attentate begehen oder 
eine Militärmaschine über eine Befehls¬ 
kette „Vergeltungsschläge“ verübt (so hieß 
das damals in der Sowjetunion auch - 
oder?). Ist es da „schier unerträglich“, wenn 
einem hierzu Parallelen einfallen - sogar 
bei den Linken? 

Michael Stiels-Glenn, Recklinghausen 

* 


Antwort von Ulrich Sander 
an Micheal Stiels-Glenn 

A us Enttäuschung darüber, dass Opfer 
licht automatisch zu guten Menschen 
werden, sondern wiederum anderen Men¬ 
schen Unrecht antun, sie zu Opfern ma¬ 
chen, neigen wir manchmal zu schlimmen, 
ungerechten, völlig absurden Vorwürfen. 
Aber was zwingt Dich dazu, israelische 
Politiker ausgerechnet mit deutschen Na¬ 
zigenerälen gleichzusetzen? 

Du bringst es fertig, die israelische Armee 
mit der faschistischen Wehrmacht auf eine 
Stufe zu stellen. Ich bringe es andererseits 
nicht über mich, dazu etwas zu Papier zu 
bringen. Ich werde Dir einfach mal zusen¬ 
den, was uns kürzlich Zwangsarbeiter aus 
der russischen Stadt Taganrog mitbrach¬ 
ten: Den Bericht überdie ersten Tage nach 
Besetzung ihres Ortes durch die deutschen 
Faschisten mit all den Massenerschießun¬ 
gen, Deportationen, Holocaustaktionen. 

Nach der Aggression gegen Jugoslawien/ 
Serbien 1999 schrieben jüdische Antifa¬ 
schisten in ihrem zornigen Protest gegen 
die „neue Art der Auschwitzlüge“, mit der 
deutsche Minister ihren Angriffskrieg recht¬ 
fertigten: „Das Vorgehen der jugoslawi¬ 
schen Führung gegen albanische Minder¬ 
heiten verstößt gegen die Menschenrech¬ 
te. Wir verurteilen es. Wir verurteilen es 
wie wir das Vorgehen der türkischen Re¬ 
gierung gegen die Kurden verurteilen und 
das Vorgehen der israelischen Führung (!) 
gegen die Palästinenser verurteilt haben. 
Stets haben wir gefordert - und wir tun es 
auch jetzt-, dass dagegen mit den Mitteln 
vorgegangen wird, die der UNO zu Gebote 
stehen.“ So stand es u.a. in der ganzseiti- 
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Erklärung zum Nahostkonflikt 

An alle friedliebenden Menschen! 

Wir Unterzeichnerinnen und Unterzeichner folgender Erklärung sind in Deutschland lebende 
Menschen unterschiedlicher Herkunft und Weltanschauung. Unter uns sind Überlebende der 
Schoa, Angehörige der jungen Generation, in Deutschland, Israel oder anderswo geboren und 
aufgewachsen, mit unterschiedlichen religiösen, kulturellen und persönlichen Bindungen zu Is¬ 
rael. Was uns eint ist die Sorge um die jüngste Eskalation im Nahen Osten. 

Wir sind zutiefst erschüttert über Ausbreitung militärischer Aktionen Ariel Scharons in den be¬ 
setzten Gebieten. Gleicherweise sind wir zutiefst erschüttert über die Selbstmordattentate von 
Palästinensern, die so viele israelische Menschen mit sich in den Tod reißen, und immer dann, 
wenn gerade versucht werden soll, wieder an den Verhandlungstisch zurückzukehren Diese 
Kriegsspirale kann niemals zum Frieden führen. 

Ein Schritt zum Frieden zwischen Israelis und Palästinensern wäre die Räumung der besetzten 
Gebiete von den israelischen Siedlern. Sie haben dort nichts zu suchen. Frieden kann es nur ge¬ 
ben, wenn ein Palästinenserstaat an der Seite Israels entstehen wird. Die Palästinenser haben 
ein Recht auf einen eigenen Staat, genau wie die Existenz Israels von der ganzen Welt aner¬ 
kannt werden muss. 

Wir stehen voll auf der Seite der israelischen und palästinensischen Friedenskräfte. Sie gilt es zu 
unterstützen im Kampf gegen den kriegswütigen Ariel Scharon. Er gehört auf keinen Fall an die 
Spitze des Staates Israel. Wir rufen allen Friedenskräften in Israel und Palästina zu' 

Seid stark, gebt nicht auf. Wir sind stolz auf Euch! 

Erstunterzeichner: 

(Hamburg), Edna Bejarano (Hamburg), Joram Bejarano (Hamburg), Bettina Seffkow (Hamburg), Peggy Parnass 
nnl ^ s m w ur9) ' O sa W /o rn ® r . (Ham J? ur9) - Volker Scholz-Goldenberg (Köln). Rivka Goldenberg-Rosen (Stein 

I^rinnlUalS^S 1 R . os ?" (Steinfurt), Renate Rosen (Münster), Kurt Goldstein (Berlin), Fritz Teppich (Berlin) Pe- 

rnnlSrtnrfl U Honn in n P '%' D ™ 0 nt: j Ber,ln )-, Pr ° f - Dr - Sonja Mebel (Berlin), Werner Stertzenbach (Düsseldorf), Walter 
Icl0 $'. HennyPreyfuss (Düsseldorf), Werner Blumenthal (Herne), David Matuszak (Köln), Rifka Matuszak (Köln), Konrad 
ir , R °! hst K ein (Duisburg) Sophie Sternberg (Duisburg), Margalit Pozniak (Hamburg), Alice Czyborra (Essen), Juri 

sohrWRnrfinW-üirri r n'.nhom T P zl0 , h ?S W l mer Händler (Berlin), Michal Kaiser-Livne (Berlin), Petra Mendel- 

Berlowitz (Berlin), Max Salomon (Düsseldorf), Arthur Polan (München), Ruth Polan (Mün- 
ufaelTcf5,% un ? h v en i A jj a Goldmann (Hannover), Heinz Nathan (Düsseldorf), Sabine Hanke (Hamburg), Ingeborq Sack 
Raff-han^n rH^ a iM B i eril a M 0r ' P ?m 0tl ° Sd ™ e lsdorff (Köln), Allan Hirshfeld (Dortmund), Ursula Ansohn (Berlin), Felice-Judith 
^a nze ( Si°£T d *’ ,u a,hnn Ma 9 ni,z (Hamburg), Susanne Feingold (Berlin), Kurt Wittenberg (Hamburg) 
pi^h^Ham^, , ,M H i a < mb v 9 A A w dr k aS ^u nb ^. r9 Hamburg), Peter Wittenberg (Hamburg), Eileen Davidson (Bonn), Prof Dr. Norman 
“ 1“ Goldschmidt (Hamburg), Prof. Dr. W. Goldschmidt (Hamburg), Michael Neumann (Hamburg), Dalia Perl- 

Sfrm WHo b Fikan^ranii' P ™ kay f A? UnS S lau «2'f c t <r V- s ? < Hambur S). Oshra Beate Danker (Hamburg), Günther Schwarberg (Ham- 
£ k l? ( Rraak,ur,/Main ); *! exandr a Senfft (Berlin), Isam Kamel (Berlin), Hannah Hegholz (Düsseldorf), Peter M. Blank (Ra- 
SyL We^ Min0UChe ThomaS (Bergisch-Gladbach), Rolf Becker (Hamburg), 

Kontaktadressen: 

Esther Bejarano, Brödermannsweg 73a, 22453 Hamburg 
Volker Scholz-Goldenberg, Ägidiusstraße76-69, 50937 Köln 

Von unserer Kameradin Esther Bejarano mit initiiert wurde dieser Aufruf, der als 
eine Unterstützung der Friedensbewegungen in Israel und Palästina gedacht ist. 
In einigen Zeitungen erschien der Aufruf bereits als Anzeige. 


gen Anzeige in der Frankfurter Rundschau. 

Die schweren Menschenrechtsverletzun¬ 
gen der israelischen Führung rechtferti¬ 
gen keine den deutschen Faschismus und 
seine Verbrechen relativierenden und 
verharmlosenden Vergleiche. Müssen wir 
uns dies wirklich gegenseitig erklären? 

Der Begriff des „jüdischen Staates“, den 
Du bemängelst, stammt aus dem Tei- 
lungsbeschlu ß für Palästina, den die UNO 
1947 mit großer Mehrheit und auch mit 
den Stimmen der UdSSR fasste. Es sollte 
kein religiöser Staat geschaffen werden, 
sondern ein Staat der Juden neben einem 
arabischen. Diesen Beschluss endlich zu 
verwirklichen, daran führt kein Weg vorbei. 
Übrigens: In der Sowjetunion wurden Ju¬ 
den als Angehörige einer Nationalität an¬ 
gesehen, nicht als Anhänger einer Religi¬ 
on. Diese ethnische Einteilung ist Resul¬ 
tat des uralten Antisemitismus. Keine As- 
similierung und kein Wechsel der Religion 
half - Jude blieb Jude. Der deutsche Fa¬ 
schismus hat sechs der sieben Millionen 
Jüdinnen und Juden Europas ermordet; 
es ging ihm nicht um Religiöses. Bist Du 
wirklich im Zweifel, dass der Staat Israel 
ein Existenzrecht hat? Soll alles wieder 
von vorn losgehen? Was soll das mit dem 
„guten Ruf“ der jüdischen Religion, den 
jüdische Freunde nicht durch jüdische 
Politikerdiskreditieren lassen sollten? Sind 
also doch die Juden selbst schuld, wenn 


es Antisemitismus gibt? Der Staat Israel 
steht nicht außer Kritik, Sharon ist ein 
bitterböser, finsterer Staatsterrorist. Aber 
darum geht es nicht. Du stellst allen Erns¬ 
tes die Frage, ob so etwas wie Israel für 
alle Zeiten bestehen soll. Bist Du Dir be¬ 
wusst, was Du da thematisierst? 

Ich erspare es mir, zu den ebenfalls fins¬ 
teren Gesellen zu argumentieren, die Kin¬ 
der und Jugendliche in die Luft sprengen 
oder sie dazu pseudoreligiös instrumen¬ 
talisieren, sich selbst in die Luft zu spren¬ 
gen, weil es dafür den Lohn im Jenseits 
gäbe. Immer, wenn eine winzige Chance 
zum Frieden besteht, findet sich ein sol¬ 
cher Attentäter. Die Hamas ist keine anti¬ 
faschistische Partisanenbewegung, son¬ 
dern eine pseudoreligiöse Terroristenban¬ 
de. Der palästinensische Widerstand, der 
wirkliche, beginnt, sich dagegen zu weh¬ 
ren. Die Friedensbewegung Israels und 
Palästinas wehrt sich dagegen schon lan¬ 
ge. 

Ich halte dafür, nie zu vergessen, dass wir 
zwar Antifaschisten sind, aber auch Deut¬ 
sche. Die deutsche Linke kann auch nicht 
daran vorbei, dass sie eben eine deut¬ 
sche Linke ist, eine mit antifaschistischer 
Verantwortung! „Wir deutschen Kommu¬ 
nisten erklären, dass auch wir uns schul¬ 
dig fühlen,“ heißt es in dem historischen 
Aufruf der KPD vom 11. Juni 1945. Ein 
guter Text! 


Gruppe Lechleiter 

V ierzehn Mannheimer Antifaschisten 
wurden am 15. September vor 60 
Jahren in Stuttgart hingerichtet. Sie ge¬ 
hörten einer Widerstandsorganisation an, 
die der ehemalige KPD-Reichstagsabge- 
ordnete Georg Lechleiter nach seiner 
Entlassung aus dem KZ durch Zusam¬ 
menfassung der illegalen kommunisti¬ 
schen Zellen bei der Lanz AG, bei Brown, 
Boveri & Cie. und anderen Rüstungsbe¬ 
trieben gebildet hatte. Die Mannheimer 
Kommunisten nahmen Verbindung zu 


Wir gedenken 


Sozialdemokraten und parteilosen Arbei¬ 
tern auf. Gemeinsam organisierten sie die 
Unterstützung politischer Gefangener und 
deren Familien. Gegen die deutschen 
Kriegsvorbereitungen setzten sie zunächst 
Flüsterpropaganda in Gang. Während des 
Zweiten Weltkriegs knüpften die Mann¬ 
heimer Antifaschisten Kontakte zu aus¬ 
ländischen Zwangsarbeitern und Kriegs¬ 
gefangenen. Nachdem die Hitler-Wehr¬ 
macht die Sowjetunion überfallen hatte, 
gab Georg Lechleiter die illegale Zeitung 
„Der Vorbote - Informations- und Kampf¬ 
organ gegen den Hitlerfaschismus“ 
heraus. Sie erschien von Oktober 1941 
bis Januar 1942. Ihr Motto: „Hitler muss 
fallen, damit Deutschland lebe!“ Die Grup¬ 
pe, die zum Jahresende 1941 rund 60 
Mitglieder zählte, hatte einen Abhördienst 
organisiert und bezog ihre Informationen 
für den „Vorboten“ aus Sendungen der 
BBC und des Moskauer Rundfunks. Einer 
ihrer Redakteure war Rudolf Langendorf. 
Für die Herstellung und Verbreitung trug 
Jakob Faulhaber die Verantwortung. Bei 
der technischen Herstellung half Rudolf 
Maus. Er stellte seine Wohnung für die 
Vervielfältigung einiger Nummern zur Ver¬ 
fügung, beschaffte Matrizen und Schreib¬ 
maschinen. Auch an der Verteilung des 
„Vorboten“ nahm er ebenso teil wie Lud¬ 
wig Moldrzyk bei der Lanz AG. 

Die Januar-Ausgabe des „Vorboten“ von 
1942 war die letzte. Die Sozialdemokratin 
Käthe Seitz tippte im Februar gerade eine 
Matrize für die fünfte Ausgabe, als Lech¬ 
leiter und seine Mitkämpfer verhaftet wur¬ 
den. Bis Ende März waren 50 bis 60 
Hitlergegner im Mannheimer Raum inhaf¬ 
tiert. Die Hälfte von ihnen wurde ange¬ 
klagt. 14 verurteilte die Nazijustiz zum 
Tode. Bevor sie in Stuttgart unter dem 
Fallbeil starben, sangen sie in der Nacht 
zum 15. September, auf drei Zellen ver¬ 
teilt, die Internationale: Georg Lechleiter, 
Philipp Brunnemer, Jakob Faulhaber, Jo¬ 
hann Kupka, Anton Kurz, Rudolf Langen¬ 
dorf, Rudolf Maus, Ludwig Moldrzyk, Ro¬ 
bert Schmoll, Alfred und Käthe Seitz, Da¬ 
niel Seizinger, Eugen Sigrist und Max 
Winterthaler. Eine zweite Lechleiter-Grup¬ 
pe-vier Männer und eine Frau-wurde im 
Februar 1943 hingerichtet. pt 
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Griechenland / Aktuelles 


A m 10. Juni 1944 überfiel die Nazi- 
Wehrmacht unter dem Vorwand, eine 
Aktion griechischer Partisanen zu vergel¬ 
ten, das Dorf Distomo unweit des antiken 
Delphi und metzelte 218 Bewohner nie¬ 
der. Bis heute fordern die Bürger der Ge¬ 


meinde vergebens Entschädigung für die¬ 
ses Massaker ein. Am diesjährigen Disto- 
mo-Gedenktag veranstaltete die Berliner 
Initiative „Griechenland unterm Haken¬ 
kreuz“ gemeinsam mit der Griechischen 
Demokratischen Gemeinde und vielen 
anderen demokratischen Organisationen 
eine Podiumsdiskussion darüber, die im 
Berliner Haus der Demokratie stattfand. 
Für die VVN-BdA erklärte Bundesspre¬ 
cher Gerhard Fischer u.a.: 

Distomo und die Folgen - das ist für das 
offizielle Deutschland eine Geschichte von 
Schuld und Schande: der Schuld an Milli¬ 
onen Toten in den vom Hitlerfaschismus 
okkupierten Ländern - der Schande ob 
der ausgebliebenen Wiedergutmachung. 
In Griechenland äußerste erst Bundes¬ 
präsident Rau 1999 „tiefe Trauer und 
Scham” wegen der Nazi-Okkupation, doch 
auch er fand kein Wort der Entschuldi¬ 
gung. 

Eine Schande ist vor allem, dass die 
griechischen Opfer und ihre Hinter¬ 
bliebenen ihre berechtigten Forderun¬ 
gen einklagen müssen - und dass sie 
das immer noch erfolglos tun. Auf amt¬ 
licher politischer Seite fehlen politi¬ 
sche Einsicht, guter Wille und Ge¬ 
sprächsbereitschaft - es fehlt an der 
Fähigkeit, sich der Vergangenheit zu 
stellen und daraus die notwendigen 
Konsequenzen zu ziehen. Statt dessen 
setzt man sich hier wieder aufs hohe 
Ross. 

Nur allzu gern macht die Bundesrepublik 
sich stark, wenn es um die Rechtsnachfol¬ 
ge des Deutschen Reiches geht - dann 
nämlich, wenn sie für sich die Rechte in 
Anspruch nimmt, die nach ihrer Ansicht 
daraus erwachsen; das tat sie zum Bei¬ 
spiel jahrzehntelang mit ihrem Alleinver¬ 
tretungsanspruch gegenüber der DDR. 
Doch ist sie mehr als zurückhaltend, wenn 
es sich um die Pflichten handelt, die sich 
aus der behaupteten Rechtsnachfolge 
ergeben. 

„Wir haben ja schon gezahlt”, lautet in 
diesem Falle die Ausrede. Ja, ein einziges 
Mal, nämlich 1960, und zwar ganze 115 
Millionen DM, insbesondere für die jüdi¬ 
schen Gemeinden in Griechenland. Der 
Hintergrund: Man wollte der DDR zuvor¬ 
kommen, die einer griechischen Parla¬ 
mentarier-Delegation Gespräche über 
Entschädigung angeboten hatte - und 
man wollte Max Mertens freibekommen, 
der in Griechenland wegen Kriegsverbre¬ 


chen in Thessaloniki festgesetzt worden 
war. Doch Athen hat gegenüber Deutsch¬ 
land berechtigte Forderungen jener Art in 
Höhe von heute rund zehn Milliarden Euro! 

Als 1990 das „Zwei-plus-Vier-Abkommen” 


vorbereitet wurde, wies die Bundesrepub¬ 
lik solche Forderungen ab - sie seien 
„verjährt”. 1995 verharmloste die BRD- 
Botschaft in Athen das Blutbad von Disto¬ 
mo zu einer „Maßnahme im Rahmen des 
Krieges”, und die Bundesregierung mein¬ 
te, 50 Jahre nach Kriegsende habe die 
Reparationsfrage „ihre Bedeutung verlo¬ 
ren”. Hinter solchen Redensarten steht - 
ausgesprochen oder nicht - die Furcht, 
weitere Staaten könnten nach griechi¬ 
schem Beispiel die Rechnungen aufma- 
chen, die noch aus den Zeiten Hitler¬ 
deutschlands offen sind. 

Nicht selten wird dann behauptet, solche 
Summen seien „nicht bezahlbar” - aber 
für Rüstung und Kriegsführung ist Geld 
zur Genüge da. Oder man gibt vor, derar¬ 
tige Forderungen seien in der deutschen 
Politik „nicht durchsetzbar” - die nun in 
Gang gekommene Zwangsarbeiter-Ent¬ 
schädigung beweist das Gegenteil. Wir 
sehen: Es handelt sich um billige Aus¬ 
flüchte. Es dreht sich nicht um juristische 
oder finanzielle Probleme, sondern um 
eine Frage der politisch-moralischen Hal¬ 
tung und des historischen Verantwortungs¬ 
bewusstseins. 

Weil die Bundesregierung der Vergan¬ 
genheit entfliehen will, gibt sie die Losung 
aus, an das deutsch-griechische Verhält¬ 
nis müsse man „zukunftsorientiert” heran- 
gehen. Aber kann man Vergangenheit 
ungeschehen machen? Kann man die 
Opfer nazideutscher Aggressions- und 
Okkupationspolitik vergessen? Kann man 
über die Geschichte hinweg zur Tages¬ 
ordnung übergehen? 

Mitglieder unserer Vereinigung haben in 
den letzten Jahren Orte der Naziverbre¬ 
chen in Griechenland besucht und die 
Opfer geehrt. In ihrem Gedenken haben 
wir Ende 2000 eine mehrtägige wissen¬ 
schaftliche Konferenz in Darmstadt ver¬ 
anstaltet, Anfang dieses Jahres die Ver¬ 
anstaltungen der Berliner Initiative „Hellas 
unterm Hakenkreuz” unterstützt und im 
April die Ausstellung „Griechenland 1940 
bis heute” in der Galerie „Olga Benario” 
eröffnet. 

Wir befürworten den Vorschlag, den 
10. Juni-auch im Blick auf Lidice, das 
am 10. Juni 1942, und auf Oradour-sur- 
Glane, das am 10. Juni 1944 - am glei¬ 
chen Tag wie Distomo - „ausradiert” 
wurde, zu einem bundesweiten Ge¬ 
denktag für die Opfer der Wehrmachts¬ 
und SS-Verbrechen zu machen. 


Bundesverdienstkreuz 
für Anna Pröll 

D as bis heute ungebrochene Engage¬ 
ment unserer 85jährigen Kameradin 
Anna Pröll für Frieden, Völkerverständi¬ 
gung und Aufklärung über die Verbrechen 
des Naziregimes wurde von Bundespräsi¬ 
dentjohannes Rau mit der Verleihung des 
Bundesverdienstkreuzes gewürdigt. Dies 
wurde der in Gersthofen bei Augsburg 
lebenden ehemaligen Widerstandskämp¬ 
ferin kürzlich aus der Bayerischen Staats¬ 
kanzlei mitgeteilt. 

Anna Pröll wurde als junge Augsburger 
Kommunistin aktiv im antifaschistischen 
Widerstand und nach ihrer Verhaftung, 
verurteilt wegen „Vorbereitung zum Hoch¬ 
verrat“, im Zuchthaus Aichach und im KZ 
Moringen eingesperrt. Nach der Befreiung 
vom Faschismus gehörte sie zur Gründer¬ 
generation der VVN; die Landeskonferenz 
2002 der bayerischen VVN-BdA wählte sie 
im Juli wieder in den Landesvorstand, dem 
sie seit Jahrzehnten angehört. 

Soweit es ihre Gesundheit zulässt, tritt 
Anna Pröll nach wie vor als Zeitzeugin in 
Schulen und bei Veranstaltungen auf. In 
jüngster Zeit vor allem bei Vorführungen 
des von ihrem Sohn Josef und dem Histo¬ 
riker Wolfgang Kucera gestalteten Doku¬ 
mentarfilms über ihr Leben „Anna, ich hab 
Angst um dich“ (wir haben darüber berich¬ 
tet), der inzwischen weit über Bayern hin¬ 
aus auf viel Resonanz gestoßen ist. 

Strafanzeige gegen 
Gebirgsjäger 

D as alljährliche Pfingst-Gebirgsjäger 
treffen beim oberbayerischen Mitten¬ 
wald, bei dem sich Angehörige ehemaliger 
SS- und Wehrmachtseinheiten mit Bun¬ 
deswehr-Offizieren und -Soldaten zur ge¬ 
meinsamen „Traditionspflege“ versam¬ 
meln, verlief in diesem Jahr nicht unge¬ 
stört. Über 50 Jugendliche aus NRW nah¬ 
men einen „Kameradschaftsabend“ zum 
Anlass, an die Opfer der Gebirgstruppen in 
der NS-Zeit zu erinnern. Dies führte zu 
einigen Turbulenzen und polizeilichem 
Vorgehen gegen die jungen Antifaschis¬ 
ten. Bei der-danach ungestört verlaufenen 
-militaristischen Gedenkfeier auf dem Ho¬ 
hen Brendten war ein WDR-Team dabei, 
das im Bild festhalten konnten, wie dort 
auch Hakenkreuze zur Schau gestellt wur¬ 
den. Diesen TV-Bericht nahm Jakob Knab 
von der „Initiative gegen falsche Glorie“ 
zum Ablass, eine Strafanzeige gegen die 
Veranstalter zu erstatten. Auch VVN-BdA- 
Bundessprecher Ulrich Sander hat 
inzwischen eine Strafanzeige gestellt. Bei 
Redaktionsschluss dieser „ar“ war noch 
nichts über die Reaktion von Bundeswehr¬ 
führung und Justiz zu erfahren. Das zeigen 
von NS-Symbolen bei den Gebirgsjäger- 
„Traditionstreffen“ ist nicht neu; ertsmals 
aber wurde es medienöffentlich dokumen¬ 
tiert. 


Eine Geschichte der Schande 

Noch immer müssen griechische NS-Opfer auf Entschädigung warten 






VVN-BdA-Service 


17 


50 Jahre _ y» 

jVj Infos und Angebote 

V V N 


Bücher und Broschüren 

Die folgenden Bücher und Broschüren 
können bei der VVN-BdA Bundesge¬ 
schäftsstelle (Rolandstr. 16, 30161 Han¬ 
nover) oder den Landesvereinigungen 
bestellt werden. Den Bestell wert (+ EUR 
1,55 Porto) bitte als Verrechnungsscheck 
oder in Briefmarken der Bestellung beile¬ 
gen! 


Ausstellungskatalog: Neofaschismus 
in der Bundesrepublik Deutschland. 

Enthält eine Reproduktion aller Tafeln der 
Neofaschismus-Ausstellung der VVN-BdA, 
mit einem Vorwort von Kirsten Rölke (IGM), 
A4-Format, 36 Seiten, EUR 2,55 

Neofaschismus in der Bundesrepublik. 

Heft 1: Neofaschistische Ideologie. Her¬ 
ausgegeben von der Kommission Neofa¬ 
schismus der VVN-BdA. A5-Format, 48 
Seiten, EUR 2,00 

Neofaschismus in der Bundesrepublik. 

Heft 3: Neofaschismus und Konservatis¬ 
mus / Totalitarismus- und Extremismus¬ 
doktrin /Antifaschistische Politik. Heraus¬ 
gegeben von der Kommission Neofaschis¬ 
mus der VVN-BdA. A5-Format, 72 Seiten, 
EUR 2,55 

Ulrich Schneider, Zukunftsentwurf An¬ 
tifaschismus - 50 Jahren Wirken der 
VVN für “eine Welt des Friedens und 
der Freiheit”, 248 S. im Großformat, über 
300 Abb., EUR 19,- (incl. Versandkosten) 

Gerhard Fischer/Ulrich Schneider, 
Christen gegen Faschismus und Krieg 
- Entscheidung für Leben und Solidari¬ 
tät, A5-Format, 56 S., EUR 2,55 (bei Ab¬ 
nahme von mind. 10 Exemplaren EUR 
1,50 + Porto) 

Gerechtigkeit für die Überlebenden der 
NS-Zwangsarbeit, 2. überarbeitete Auf!., 
44 Seiten, EUR 2,00 
Zwangsarbeit und KZ Buchenwald. 
Tage im Leben des Foma Fjodorowitsch 
Sakordonez, A5-Format, 76 Seiten, EUR 
2,55 

Ulrich Schneider: Gedenken am 27. Ja¬ 
nuar: Ein Tag zum Nachdenken, Wei¬ 
terdenken und Handeln, 66 Seiten, A5- 
Format, EUR 2,55 

Kommission Neofaschismus der VVN- 
BdA in NRW und Hartmut-Meyer, Der 
deutsche Militarismus ist nicht tot - er 
riecht nur streng, 80 Seiten, A4-Format, 
EUR 4,- 

Ulrich Schneider (Hg.), Tut was! Strate¬ 
gien gegen Rechts, 215 Seiten, EUR 
13,00 (incl. Porto) 

Bibliothek des Widerstandes: 

Carlebach, Schmidt, Schneider, Bu¬ 
chenwald- Ein Konzentrationslager, A4- 

Format, 186 Seiten EUR 17,00 (incl. Por¬ 
to) 


Julius Fucik, Reportagen unter dem 
Strang geschrieben, 159 Seiten, EUR 
12,00 (incl. Porto) 

Irmgard Litten, Eine Mutter kämpft 
gegen Hitler, 251 Seiten, EUR 17,00 
(incl. Porto) 

Harry Fisher, Comrades. Bericht ei¬ 
nes US-lnterbrigadisten im spani¬ 
schen Bürgerkrieg, mit einem Vorwort 
von Pete Seeger, 244 Seiten, EUR 18,00 
(incl. Porto) 

U. Schneider, Willy Schmidt - Antifa¬ 
schist und Gewerkschafter, 196 Sei¬ 
ten, EUR 14,00 (incl. Porto) 


Sonderpreis: 

Karl-Heinz Jahnke/Alexander Ros- 
saint, Dr. Joseph Cornelius Rossaint 
(1902-1991). Aus dem Leben und Wir¬ 
ken des verstorbenen Ehrenpräsiden¬ 
ten der VVN-BdA, 234 S., zahlreiche 
Abb., incl. Versandkosten EUR 13,00 
Postkartensatz “Deutsche Wirklich¬ 
keiten” mit Karikaturen von Guido Zin- 
gerl, 10 Postkarten schwarz-weiß, EUR 
5,00 (Bei Abnahme von mind. 5 Sätzen 
- DM 8,00, bei Abnahme von mind. 10 
Sätzen entfallen zusätzlich die Versand¬ 
kosten) 

Grafikmappe: 

Die Humanität ist streitbar von Beruf, 

Mappe (A3-Format) mit Drucken von 
Karl Hubbuch, Hanns Kralik, Willi Sitte, 
Carlo Schellemann, Walter Womacka, 
Enric Rabasseda, Ronald Paris, Guido 
Zingerl, Jörg Scherkamp, Werner Mar¬ 
schall, Waltraud Bücking, Nils Burwitz, 
Ursula Richter und Rolf Münzner, incl. 
Versandkosten EUR 65,00 

Plakate: 

-"Fordert das Verbot aller Nazigrup¬ 
pen”, AI-Format, 4-farbig, EUR 0,50 

Aufkleber: 

“Faschismus ist keine Meinung, son¬ 
dern ein Verbrechen”, schwarz/weiß 
im A-7-Format, selbstklebend, je 100 
Stk. EUR 2,50 

“Keine Toleranz für Nazis”, rot/blau 
auf weißem Papier im A-7-Format, 
selbstklebend, je 100 Stk. EUR 2,50 

Ab sofort sind wieder zweifarbige 
Faltblätter zur Mitgliederwerbung in 
der Geschäftsstelle zum Preis von 6 
ct pro Stück erhältlich. 

VVN-BdA-Archive 

Hartmut-Meyer-Archiv: Themenge¬ 
biete u.a.: Neofaschismus, Konserva¬ 
tismus, Esoterik, usw. Anfragen über 
die VVN-BdA Nordrhein-Westfalen, 
Gathe 55, 42107 Wuppertal 
Georg-Herde-Archiv: Themengebiet: 
Revanchismus (von 1958 bis heute). 
Anfragen über die VVN-BdA Hessen, 
EckenheimerLandstr. 93,60318Frank¬ 


Berlin: Tag 
der Erinnerung 

Der seit 1990 jährlich stattfindende „Tag 
der Erinnerung, Mahnung und Begeg¬ 
nung“ am zweiten Septembersonntag 
zählt zu den größten Veranstaltungen in 
Berlin, die sich gegen Rassismus, Frem¬ 
denfeindlichkeit und Rechtsextremismus 
wenden. Über500 Organisationen, Grup¬ 
pen und Initiativen - darunter die VVN- 
BdA - haben seit 1990 das Anliegen des 
Tages unterstützt oder sich daran betei¬ 
ligt. Tausende kamen jedes Jahr in den 
Lustgarten und in den letzten drei Jah¬ 
ren vor das Rote Rathaus. 

„Auch in diesem Jahr“, so die Veranstal¬ 
ter, „wollen wir am 8. September von 13 
bis 18 Uhr vor dem Berliner Roten Rat¬ 
haus für eine solidarische Gemeinschaft 
eintreten, wollen Menschen ermutigen, 
einzugreifen, sich gegen rechtsextreme 
und ausländerfeindliche Einstellungen 
zu wenden. Wer von Neofaschismus 
und Rechtsextremismus redet, darf nicht 
schweigen, wenn Menschen per Gesetz 
diskriminiert und aus der Gesellschaft 
ausgegrenztwerden. Flüchtlingen muss 
ein menschenwürdiges Leben ermög¬ 
licht werden. Deshalb sollten bestehen¬ 
de Gesetze, die Flüchtlingen und Mig¬ 
ranten elementare Grundrechte verweh¬ 
ren, endlich abgeschafft werden: die 
menschenunwürdige Abschiebehaft, die 
Residenzpflicht und das Asylbewerber¬ 
leistungsgesetz. 11 

Eröffnet wird der Aktionstag in Berlin von 
Heiko Kaufmann, dem Träger des Aa¬ 
chener Friedenspreises. Eine Podiums¬ 
diskussion zum Thema „Tatort Deutsch¬ 
land“ und verschiedene Ausstellungen 
werden sich mit der Situation der Flücht¬ 
linge und Migranten und mit dem Rechts¬ 
extremismus in Deutschland auseinan¬ 
dersetzen. An über 100 Ständen werden 
Organisationen, Initiativen und Verbän¬ 
de über ihre Aktivitäten informieren und 
mit den Besuchern ins Gespräch kom¬ 
men. Ein Kultur- und Musikangebot, Ak¬ 
tivitäten für Kinder und ein Buchbasar 
begleiten das Programm. 

Interessenten, die sich am Aktionstag 
beteiligen wollen, können sich an das 
Kontaktbüro wenden: IG Metall-Bezirks- 
lietung, Alte-Jakob-Str. 149,10969 Ber¬ 
lin, Tel. 030/2537 5057, Fax 030/2537 
5059, E-Mail: kavdigm@web. de. Nähe¬ 
res zum Aktionstag am 8. September in 
Berlin, darunter der Aufruf und die Stand¬ 
anmeldung, findet sich im Internet unter: 
www.tag-der-mahnung. de. 


furt/M. 

Bundesarchiv: Themengebiete: NS-Ver- 
brechen, Neofaschismus, Geschichte der 
VVN-BdA: Anfragen über VVN-BdA Ham¬ 
burg, Hein-Hoyer-Str. 41, 20359 Hamburg 
Video-Archiv: VVN-BdA Rheinland-Pfalz, 
Lutrinastr. 6, 67655 Kaiserslautern 
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Medien 



Aus seinen Programmen „40 Jahre un¬ 
ter Deutschen“ und „Mords-Gaudi“ hat 
der Kabarettist Dietrich Kittner eine neue 
Doppel-CD „Dietrich Kittner Live 2“ zu¬ 
sammengestellt. Angekündigt ist bereits 
eine weitere CD-Edition mit dem Titel 
„Der Krieg der Tröpfe“, die sich mit den 
Ereignissen nach dem 11. September 
2001 befassen wird. Sie soll im August 
erscheinen. „Kittner live“ im Fernsehen 
zu erleben ist eher selten - zu kompro- 
miss- und schonungslos ist der Satiri¬ 
ker den meisten Programmmachern, er 
passt nicht in den von ihm so genannten 
„Comedy-Stadl“. Dabei herrscht bei ihm 
an „Lachern“ kein Mangel, wie die 
Torunee-Mitschnitte beweisen. Zu be¬ 
ziehen sind die CDs für 19,40 EUR über 
die „edition logischer garten“ (Bischof¬ 
shofer Damm 88, 30173 Hannover, Tel. 
0511/851 333, Fax 0511/283 49 80). 


Hugo Sonnenschein - 
ein verfolgter Dichter 

D ieter Wilde, Lehrer in Hamburg, hat 
an der Universität Wien eine Disser¬ 
tation über den Dichter Hugo Sonnen¬ 
schein geschrieben und diese Arbeit jetzt 
als Buch veröffentlicht. Sonnenschein 
wurde 1889 in Gaya (heute Kyjov) in Mäh¬ 
ren geboren, das damals zu Österreich- 
Ungarn gehörte. Er fühlte sich drei Kultur¬ 
kreisen zugehörig: Er war Jude, schrieb 
deutsch und war der in seinem Umkreis 
lebenden mährisch-slowakischen Land¬ 
bevölkerung sehr verbunden. Man kann 
ihn einen politischen Dichter nennen. Zwar 
griff er mit seinen frühen Werken nicht in 
die Tagespolitik ein wie etwa Erich Wei- 
nert oder Kurt Tucholsky, seine Partein¬ 
ahme für die Schwachen und Unterdrück¬ 
ten war aber unübersehbar. 

Er sympathisierte zunächst mit anarchis¬ 
tischen Ideen, später engagierte er sich in 
der kommunistischen Bewegung. Erlebte 
und arbeitete in Wien, wurde aber 1934, 
als dort der Austrofaschismus die Macht 
ergriffen hatte, aus Österreich ausgewie¬ 
sen und ließ sich dann zuerst in Brno 
(Brünn), dann in Prag nieder. Er gründete 
ein Komitee gegen die Anfi-Trotzki-Kam- 
pagne in der Sowjetunion, was ihn inner¬ 
halb der tschechoslowakischen Linken 
zeitweilig isolierte, denn für sie war Stalin 
ein wichtiger Verbündeter gegen Hitler. 
Nach der Besetzung der Tschechoslowa¬ 


kei durch die Nazis wurde er mehrfach 
von der Gestapo festgenommen und 
schließlich nach Auschwitz deportiert. Er 
überlebte das Vernichtungslager, wurde 
aber schon im Juni 1945 als angeblicher 
Vertrauensmann der Gestapo verhaftet, 
in der Presse denunzierte man ihn als 


einer zwangssterilisierten Frau („Sie war 
ihr Leben lang halb..“) und stellt die Orga¬ 
nisation der Opfer, den Bund der „Eutha- 
nasie“-Geschädigten und Zwangssterili¬ 
sierten vor, deren Geschäftsführerin sie 
ist. Ein weiterer Beitrag berichtet über die 
„Kinder-Euthanasie“ in den „Kinderfach¬ 


Neue Bücher und CDs 


„Freund Trotzkis und der Gestapo“. 1947 
wurde er zu zwanzig Jahren Kerkerhaft 
verurteilt und starb 1953 in einem Gefäng¬ 
nis. 

Wilde beschäftigt sich mit der frühen Lyrik 
des Dichters. Als politische Themen, die 
Sonnenschein aufgreift, nennt Wilde un¬ 
ter anderem die Unterdrückung der Slo¬ 
waken in der Donaumonarchie, Spießer¬ 
moral, Ausbeutung der Werktätigen und 
Revolution. In seinem Gedicht „Slovaki- 
scher Steinklopfer“ benennt Sonnenschein 
die „Satten“, die „Pfaffen“ und „Großbür¬ 
ger“, auch die „satten Mauscheljuden“, 
die den Armen die „Ketten schaffen“. Hier 
wird die zwiespältige Haltung des Dich¬ 
ters zum Judentum deutlich. Einerseits 
respektiert er die jüdische Tradition, 
andererseits greift er, der immerhin selbst 
Jude ist, zu antijüdischen Klischees, wenn 
er jüdische Angehörige der Oberschicht 
attackiert. 

Zum Vorwurf, Sonnenschein habe mit der 
Gestapo zusammengearbeitet, führt Wil¬ 
de Zeugenaussagen auf, die er in Archi¬ 
ven gefunden hat und die den Dichter 
entlasten, beim Prozess aber offenbar 
nicht berücksichtigt wurden. Wildes Buch 
ist ein wissenschaftliches Werk, man muss 
sich durcharbeiten. Wer es versucht, tut 
es, so meine ich, mit Gewinn. 

Hans-Joachim Meyer 

Studienkreis-Heft 
zur „Euthanasie“ 

D ie heutige Diskussion um „Sterbehil¬ 
fe“ und Forschung an embryonalen 
Stammzellen, medizinische Versuche mit 
„nichteinwilligungsfähigen Personen“ und 
die Geschwindigkeit, mit der Gesetze, 
Richtlinien, Verordnungen verabschiedet 
und erlassen werden oder einfach, fast 
unbemerkt, in Kraft treten, zwingt förmlich 
zum Nachdenken über die Folgen der 
eugenischen und rassehygienischen Maß¬ 
nahmen des NS-Staates. 

Das gerade erschienene Heft Nr. 55 der 
„Informationen“ des Studienkreises Deut¬ 
scher Widerstand hat den Schwerpunkt: 
Zwangssterilisationen und „Euthanasie“. 
Darin analysiert Prof. Dorothee Roer den 
„neuen Lebensunwert-Diskurs“ und das 
ihm zu gründe liegenden Menschenbild 

(.die Zahlen mussten stimmen.“). Dr. 

Johannes Vossen stellt die Ergebnisse 
seiner grundlegenden Forschungen zur 
Rolle der Gesundheitsämter im NS-Staat 
vor. Margret Hamm beschreibt das Leben 


abteilungen“ der Landesheilanstalten. Mit 
den Tätern beschäftigt sich Willi Dreßen, 
ehemals Staatsanwalt bei der Zentralen 
Stelle in Ludwigsburg, am Beispiel der 
ungebrochenen Karriere des Dr. Hans- 
Joachim Rauch („Vom Assistenzarzt des 
,Euthanasie‘-Professors Schneider zum 
Professor für forensische Psychiatrie und 
Gerichtsgutachter“. 

Die Informationen Nr. 55 kosten 5.50 Euro 
zuzüglich Porto und sind zu bestellen bei: 
Studienkreis deutscher Widerstand 1933- 
1945, Rossertstraße 9, 60323 Frankfurt, 
oderauf der Homepage: www.studienkreis 
-widerstand-1 933-45.de 


t 


’ Struthof 

Regards au-delä de l'oubli 
Blicke gegen das Vergessen, 



IsTinittstt 


Über Natzweiler-Struthof, das einzige 
deutsche KZ- und Vernichtungslager 
in Frankreich informiert ein von Hans 
Adamo und Florence Herve ediertes 
neues Buch, zu dem Martin Graf zahl¬ 
reiche Fotografien beigetragen hat. Das 
ehemaliger Lager Struthof befindet 
sich in den Nordvogesen; in der NS- 
Zeit war es ein Ort grausamer Verbre¬ 
chen und gleichzeitig Führungszen¬ 
trum für ca. 70 Nebenlager und Außen¬ 
kommandos, vornehmlich im Südwes¬ 
ten Deutschlands. Rund 25 000 ras¬ 
sisch und politisch Verfolgte wurden 
in Natzweiler-Struthof und seinen Ne¬ 
benlagern ermordet. Die heutige Ge¬ 
denkstätte wird jährlich von 150 000 
Menschen besucht; bis 2005 soll dort 
ein „Europäisches Zentrum des de¬ 
portierten Widerstandskämpfers im 
KZ-System“ entstehen. Das zweispra¬ 
chige deutsch-französische Buch 
„Natzweiler-Struthof. Blicke gegen das 
Vergessen“ enthält neben den Fotos 
und Dokumentationen auch literari¬ 
sche Texte (u.a. von Bernhard Schiink 
und Tomi Ungerer) und Beiträge von 
bildenden Künstlerinnen und Künst¬ 
lern (u.a. von Judy Chicago). Erschie¬ 
nen ist es im Klartext Verlag Essen, 
ISBN 3-89861 -092-6,114 S., 14,90 EUR). 
















Bibliothek des Widerstandes 



Buchenwald - 
Ein Konzentrationlager 
Multimediale CD-ROM 

ca. 30 Minuten Videosequenzen, ca. 30 Minuten Audiosequenzen, ca. 200 Abb., interaktive Karte, 
ca. 200 Seiten Text, Arbeitsblätter als PDF-Dateien. Mit Abspielsoftware auf der CD. 

Erscheint im Oktober. Vorbestellpreis 14.95 EUR Pahl-Rugenstein Verlag 3-89144-335-8 

Die CD-ROM „Buchenwald - Ein Konzentrationslager“ ist das Vermächtnis ehemaliger Buchenwald-Häftlinge 
aus dem In- und Ausland. Ihre Berichte aus eigenem Erleben bilden die Grundlage dieser Multimedia-Doku¬ 
mentation. In den Texten und in zahlreichen Audio- und Videosequenzen schildern sie die Geschichte des 
größten deutschen Konzentrationslager innerhalb des Reichsgebiets, berichten von Solidarität und Widerstand. 
Eine Chronik, ein Glossar, Personenportraits und eine interaktive Karte des Lagers schaffen weitere Zugänge 
zum Thema. Zusatzinformationen und Unterrichtsmaterialien für den Einsatz in der schulischen und außer¬ 
schulischen Bildungsarbeit helfen bei der Vorbereitung eines Besuches in der KZ-Gedenkstätte Buchenwald. 


Ulrich Sander 


Jugendwiderstand im Krieg 



Ulrich Sander 


Jugendwiderstand im Krieg. 

Die Helmuth-Hübener-Gruppe 1941/1942 

ca. 200 S., ca. 20 Abb., gebunden, 14,90 EUR Pahl-Rugenstein 3-89144-336-6 

Ersch. im September 

Im Februar 1942 - vor 60 Jahren - wurde die Jugendwiderstandsgruppe um Helmuth Hübener in 
Hamburg verhaftet. Im August 1942fand die Verhandlung gegen sie vor dem Volksgerichtshof statt. 
Am 27. Oktober 1942, um 20.13 Uhr, starb Helmuth Hübener „ruhig und gefasst", wie die Voll¬ 
streckungsbeamten in ihrem Bericht betonten, in der Richtstätte Berlin-Plötzensee unter dem Fall¬ 
beil. Er war der jüngste vom Volksgerichtshof zum Tode verurteilte und in Plötzensee hingerichtete 
Antifaschist. 

Ein junges, offenes und sympathisches Gesicht blickt von dem Porträtfoto. Die glatten Flaare sind 
sorgfältig gescheitelt, der Kopf ist ohne Pose leicht nach rechts gedreht, die Augen schauen freund¬ 
lich in die Kamera. Ein anderes Bild, offenbar bei einem Ausflug ins Grüne aufgenommen, zeigt 
denselben Jungen in unternehmungslustiger Haltung, mit einem etwas schräg aufgesetzten Hut und 
umgehängtem Fotoapparat, ein wenig schlaksig, gutmütig lächelnd. Und eine dritte Aufnahme: Drei 
Jugendliche haben sich freundschaftlich gegenseitig die Anne um die Schultern gelegt. Der Klein¬ 
ste von ihnen steht - im Zweireiher und mit Fliege - in der Mitte: Helmuth Hübener, Verwaltungslehrling, 16 Jahre alt, das Leben vor sich, 
bereit, es zu gewinnen. Drei Fotos blieben von ihm und eine Prozessakte. Sie erinnern an eine außergewöhnlich mutige Tat des Widerstandes gegen 
den Hitlerfaschismus, an das dramatische Schicksal eines jungen Hamburger Christen, der fast noch ein Kind war, als das Fallbeil seinem hoffnungs¬ 
vollen Leben ein Ende machte. 


Heinz-Jürgen Schneider, Erika Schwarz, Josef Schwarz: 

Die Rechtsanwälte der 
Roten Hilf e Deutschlands 
Politische Strafverteidiger in der 
Weimarer Republik - Geschichte und Biografien 
Vorw. Heinrich Hannover 

360 S., zahlr. Abb. und Faksimiles, geh., 25,00 EUR 3-89144-330-7 Ersch. im August 

Inhalt: Zur Geschichte der Roten Hilfe Deutschlands; Der Feind steht links - Politische Justiz 1919- 
1933; Justizkrieg - Die Arbeit der Anwälte der Roten Hilfe Deutschlands; Strategien für den Kampf 
im Gerichtssaal; Prozesse, Aktionen, Kampagnen, Untersuchungsausschüsse; Wie verteidigt sich der 
Proletarier vor Gericht; Für eine fortschrittliche Rechtspolitik; Die Internationale Juristische Vereini¬ 
gung; Der Alltag eines Rote-Hilfe-Anwalts; Das Ende. Zu Unrecht (fast) vergessen: 340 Biographien 
der für die Rote Hilfe tätigen Rechtsanwälte; Literatur-und Quellenverzeichnis. Anhang: Faksimile- 
Reprint Felix Halle: Wie verteidigt sich der Proletarier vor Gericht. 

„Es ist traurig, daß diese Anwälte und die Menschen, die damals angeklagt wurden, in Vergessenheit geraten 
konnten, denn sie waren es, die gegen die faschistischen Terroristen und ihre Wegbereiter im Staatsapparat und 
in der Justiz schon zu einer Zeit bekämpft haben, als deren »Machtergreifung« noch zu verhindern gewesen 
wäre. An diese von republikfeindlichen, deutsch-national oder faschistisch gesinnten Richtern verurteilten Angeklagten und deren Verteidiger hätte das kollek¬ 
tive Geschichtsbewußsein der Deutschen anknüpfen können. Mit den Verteidigern hatten beide deutsche Nachkriegsstaaten ihre Schwierigkeiten. Nicht nur, 
weil sie ganz überwiegend Juden oder jüdischer Abstammung waren und antisemitische Geisteshaltungen hier wie dort fortwirkten oder wiederkamen.“ 

Aus dem Vorwort von Heinrich Hannover 

Bestellungen bitte an: 

Pahl-Rugenstein Verlag, Breite Str. 47, 53111 Bonn. Tel.: 0228/632306 Fax: 0228/634968 

Email: prv@che-chandler.com 
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Liebe Kameradinnen 
und Kameraden, 
liebe Freundinnen 
und Freunde, 


Das wird ein Herbst! 

Wenn in meiner Heimat die Winzer mit der 
Traubenlese beginnen, hoffen auch an¬ 
dere, ihre Ernte einfahren zu können. Je¬ 
der hat das verdient, wenn er das Jahr 
über recht fleißig war. 

Die Einen werden alle Hände voll zu tun 
haben, um alles heimfahren zu können, 
die Anderen werden mit großer Sorgfalt 
jede Beere suchen, weil sie eine ziemlich 
magere Ernte haben. Vielleicht ist sie ih¬ 
nen verhagelt, oder sie haben falsch ge¬ 
düngt, oder hat gar der böse Nachbar 
schon einen Teil geholt? Es ist ja nicht 
abwegig, anzunehmen, daß es einige 
geben wird, die ernten, obwohl sie nichts 
gesät haben. 

Es wird ganz sicher wieder heftige Herbsts¬ 
türme geben! Denn es haben sehr viele 
mächtig Wind gesät. Und betroffen wer¬ 
den wieder viele Unbeteiligte sein. Und 
die Rechnung werden auch die zahlen 
müssen. Und so wird es wieder Zufriede¬ 
ne und noch mehr Unzufriedene geben. 

Und dann wird es wieder Heilsverkünder 
geben, die allem Übel ein schnelles Ende 
versprechen, die Gerechtigkeit verspre¬ 
chen bei der Verteilung von Sonnenschein 
und von Regen, von Wind und Wolken. 
Milde wärmende Sonne, warmer Regen, 
günstige Winde, damit alles wieder wächst 
und gedeiht und allüberall eitel Freude 
herrschen wird. 

Stören können diese Idylle dann wieder 
nur die Bösen, die Neidischen, die Fau¬ 
len, die Simulanten, die Unbelehrbaren, 
die Fanatiker. 

Wen die damit meinen? Die Linken, die 
Extremisten, die Islamisten, die Terroris¬ 
ten, die Arbeitslosen, die Sozialhilfeemp¬ 
fänger, die Krankmacher, die Aussiedler, 
die Asylbewerber, die Flüchtlinge oder 
wie diese Saboteure unseres Wohlstan¬ 
des alle genannt werden dürfen. 

Weil wir aber an einer wirklichen Welt des 
Friedens und der Gerechtigkeit arbeiten 
wollen, bitten wir Sie: Unterstützen Sie 
uns mit Ihrem gerechten Beitrag und mit 
vielen Spenden. 

Ihr/Euer Heinz A Siefritz, Bundeskas¬ 
sierer 


Konto Nr. 

54 37 73 600 
Postbank Frankf/M., 
BLZ 500 100 60 


VVN/Bund der Antifaschisten, Frauenlobstr. 24, 80337 München 
Deutsche Post AG, PVSt, Entgelt bezahlt, H 11136 F 


Antifaschistischer Zukunftsfonds 

Im Oktober dieses Jahres schließen sich die beiden ältesten antifaschis¬ 
tischen Organisationen aus den alten und neuen Bundesländern - VVN- 
BdA und VVdN-BdA - zu einer gemeinsamen und generationenüber- 
greifenden Organisation zusammen. 

Mit dieser Vereinigung startet eine größere Gemeinschaft von Antifaschist¬ 
innen und Antifaschisten, ehemaligen Widerstandskämpfern, NS-Ver- 
folgten und Naziopfern sowie deren Hinterbliebenen in eine neue Zukunft. 
Mit der Bündelung unserer Kräfte gewinnen wir neue Perspektiven für die 
antifaschistische Arbeit. 

Wir wollen die Traditionen und das Vermächtnis des antifaschistischen 
Widerstandes erhalten und weitergeben. Angehörige der neuen Genera¬ 
tionen gehören bereits zu uns. Weitere wollen wir gewinnen. 

Vor uns stehen noch immer große Aufgaben: Die Gefahren neofaschis¬ 
tischer, rassistischer, antisemitischer und nazistischer Entwicklungen, 
Erscheinungen und Umtriebe müssen bekämpft und überwunden werden 

Dazu brauchen wir Hilfe und nicht zuletzt auch materielle Unterstützung. 
Zu diesem Zweck haben wir einen antifaschistischen Zukunftsfondsein¬ 
gerichtet. 

Wir rufen dazu auf, 

die Vereinigung unserer Organisationen, 
den Start in eine neue Etappe unserer Arbeit, 
unser Wirken für eine humane und friedliche Gesellschaft 
mit einer einmaligen oder regelmäßigen Spende an den antifaschis¬ 
tischen Zukunftsfonds zu unterstützen. 

Antifaschistischer Zukunftsfonds: 

Konto 4225880400 bei der Berliner Bank, BLZ 100 200 00 

Eingerichtet wurde der antifaschistische Zukunftsfonds von der VVN-BdA 
und dem VVdN-BdA. Beide sind als gemeinnützige Organisationen 
anerkannt. Spenden sind deshalb auch steuerbegünstigt. Eine Spenden¬ 
quittung kann angefordert werden vom Büro der VVN-BdA, Rolandstr. 16, 
30161 Hannover oder vom VVdN-BdA, Franz-Mehring-Platz 1, 10234 
Berlin. 


Wir danken unseren Spenderinnen und 
Spendern. Von März bis Juni 2002 wur¬ 
den gespendet: 

Susanne Bachmann 25,56 EUR 

Heinz-Gerhard Behlig, Reutlingen 

25,00 EUR 

Willi und Herta Beiz (f. “ar”) 15,00 EUR 
Herta Brich, Weiden 15,33 EUR 

Hartmut Büchsei, Kappeln 50,00 EUR 
Helmut Fischer, Korntal 100,00 EUR 
Agnes Hasenjäger, Hannover 
(90. Geb. Kurt Baumgarten) 20,00 EUR 
Alfred Herrig, Hagen 200,00 EUR 

Ulla Jelpke, Berlin 76,68 EUR 


Ingeborg Knauss, Nürtingen (f. “ar”) 

200,00 EUR 

VVN-BdA KV Peine 40,00 EUR 

VVN-BdA KV München (f.“ar”) 102,26 EUR 
VVN-BdA KV Essen 250,00 EUR 

Gert Kruetzfeldt, Hamburg 50,00 EUR 
Annette List, Nürnberg 20,00 EUR 
Gesa Metzger, Wedel 75,00 EUR 
Renate Müller, München 46,02 EUR 
Werner Stertzenbach, Düsseldorf 

1000,00 EUR 












